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Zusammenfassung 

Mit dem Programm "Aargau 2030 – Stärkung Wohn- und Wirtschaftsstandort" (Aargau 2030) will der 

Regierungsrat die Rahmenbedingungen für den Standort Aargau im Einklang mit dem Entwicklungs-

leitbild (ELB) 2021–2030 weiter verbessern. Im Teilprojekt ''Vereinbarkeit von Familie und Beruf'' hat 

das Departement Gesundheit und Soziales in einer Initialstudie das Angebot und die Nachfrage der 

verschiedenen familien- und schulergänzenden Kinderbetreuungsangebote analysiert (Studie  

INFRAS 2023). Das Departement Gesundheit und Soziales hat weiter aufgrund verschiedener über-

wiesener Postulate (21.107, 21.110 und 22.166)1 des Grossen Rats betreffend das Kinderbetreu-

ungsgesetz, Zusatzuntersuchungen zur Situation der familien- und schulergänzenden Kinderbetreu-

ung im Kanton Aargau durchgeführt (Zusatzuntersuchungen DGS 2023). Im vorliegenden 

Synthesebericht fasst das Departement Gesundheit und Soziales die Ergebnisse der Studie INFRAS 

2023 sowie der Zusatzuntersuchungen DGS (2023) zusammen und identifiziert auf dieser Grundlage 

für den Bereich der familien- und schulergänzenden Kinderbetreuung drei Handlungsfelder. Sie be-

treffen alle im Rahmen der Studie INFRAS (2023) befragten Angebote, das heisst Kindertagesstät-

ten, modulare Tagesstrukturen, Mittagstische, Tagesschulen und Tagesfamilienorganisationen. Die 

familien- und schulergänzende Kinderbetreuung ist eine Verbundaufgabe zwischen Gesellschaft, 

Wirtschaft und Staat. Die Familien (Eltern, Grosseltern und Verwandte) sind die wichtigsten Akteure 

bei der Betreuung der Kinder. Sie übernehmen auch den grössten Anteil an der Finanzierung der fa-

milien- und schulergänzenden Kinderbetreuung. Wie in der Studie INFRAS (2023) und den Zusat-

zuntersuchungen DGS (2023) verdeutlicht, engagiert sich die Wirtschaft im Bereich der Vereinbarkeit 

mit diversen Massnahmen. Die drei identifizierten Handlungsfelder "bedarfsgerechtes Angebot", "Fi-

nanzen" und "Qualität" betreffen das staatliche Engagement bei der familien- und schulergänzenden 

Kinderbetreuung.  

 

 

  

 
1 (21.107) Postulat Gertrud Häseli betreffend Revision des Gesetzes über die familienergänzende Kinderbetreuung (Kinderbetreuungsgesetz, 

KiBeG), (21.110) Postulat Karin Faes betreffend Schaffung einer verbindlichen Regelung für Praktika in Kindertagesstätten, (22.166) Postulat 

Karin Faes betreffend Anpassung des KiBeG zwecks dreigliedriger Finanzierung der familienergänzenden Kinderbetreuung. 
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1. Einleitung 

Der vorliegende Synthesebericht (im Folgenden "Synthesebericht" [2023]) ist eine Zusammenfas-

sung der durch das Forschungsinstitut INFRAS (2023) erstellten empirischen Initialstudie zur Verein-

barkeit von Familie und Beruf (im Folgenden "Studie INFRAS" [2023]) sowie der Zusatzuntersuchun-

gen zur familien- und schulergänzenden Kinderbetreuung im Kanton Aargau des Departements 

Gesundheit und Soziales (im Folgenden "Zusatzuntersuchungen DGS" [2023]). ) aufgrund der über-

wiesenen Postulate (21.107, 21.110 und 22.166)2 zusammen. Kapitel zwei bis acht in diesem Bericht 

basieren auf den Ergebnissen dieser Studien.  

Im vorliegenden Bericht sowie in den Anhängen sind mit dem Begriff ''Eltern'' alle Formen von Erzie-

hungsberechtigten gemeint.  

1.1 Ausgangslage 

Der Bereich der familien- und schulergänzenden Kinderbetreuung erlangte in den letzten Jahren zu-

nehmend politische, aber auch wirtschaftliche und gesellschaftliche Wichtigkeit. Der Regierungsrat 

anerkennt die Relevanz der Kinderbetreuung. So hat er die Stärkung der Vereinbarkeit von Familie 

und Beruf als Stossrichtung im Entwicklungsleitbild 2021–2030 (ELB) des Kantons Aargau festge-

legt. Das ELB beschreibt das Zukunftsbild "Aargau 2030" entlang von sieben Strategien. Mit diesen 

Strategien legt der Regierungsrat fest, was er bis 2030 erreichen will. Die Stossrichtungen zeigen 

auf, wie der Regierungsrat diese Ziele erreichen will. Die Stärkung der familien- und schulergän-

zende Kinderbetreuung ist als Stossrichtung in den beiden Strategiefeldern "Wohnen und Arbeiten 

stärker verknüpfen" und "Bildungschancen weiter erhöhen" relevant. Der Kanton unterstützt die Ge-

meinden, damit Sie in Zusammenarbeit mit den Schulen vor Ort ein bedarfsgerechtes Angebot für 

die familien- und schulergänzende Kinderbetreuung anbieten können. Damit trägt der Kanton dazu 

bei, dass Wohnen und Arbeiten im Kanton Aargau stärker verknüpft werden und der Kanton Aargau 

auch für einkommensstarke Personen attraktiv ist. Durch die Förderung der Zusammenarbeit zwi-

schen Schulen und Gemeinden bei der Schaffung von schulergänzenden Betreuungsstrukturen, 

trägt der Kanton weiter zur Erhöhung der Bildungschancen bei.  

Der Regierungsrat hat das Programm "Aargau 2030 – Stärkung Wohn- und Wirtschaftsstandort" 

zur Umsetzung des ELB beschlossen. Mit dem Programm Aargau 2030 will der Regierungsrat die 

Rahmenbedingungen für den Standort Aargau weiter verbessern. Trotz der von der Credit Suisse 

(2022) attestierten guten Standortqualitäten fällt der Aargau seit 2015 im Ressourcenindex des Nati-

onalen Finanzausgleichs (Eidgenössische Finanzverwaltung 2023) gegenüber den anderen Kanto-

nen zurück. Im Fokus des Programms Aargau 2030 stehen entsprechend Massnahmen zur Verbes-

serung der volkswirtschaftlichen Leistungsfähigkeit des Kantons und zur Steigerung der Attraktivität 

des Kantons Aargau als Wohn- und Arbeitsort.  

Im Rahmen des Programms Aargau 2030 realisiert das Departement Gesundheit und Soziales das 

Teilprojekt zu Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Im Rahmen dieses Teilprojekts mandatierte das 

Departement für Gesundheit und Soziales im Auftrag des Regierungsrats INFRAS mit der Initialstu-

die zur familien- und schulergänzenden Kinderbetreuung im Kanton Aargau (Studie INFRAS [2023]). 

Das Departement Gesundheit und Soziales hat weiter aufgrund verschiedener Vorstösse des Gros-

sen Rats betreffend das Kinderbetreuungsgesetz, Zusatzuntersuchungen zur Situation der familien- 

und schulergänzenden Kinderbetreuung im Kanton Aargau durchgeführt (Zusatzuntersuchungen 

DGS [2023]). Auf beide Grundlagen wird im Folgenden eingegangen. 

 
2 (21.107) Postulat Gertrud Häseli betreffend Revision des Gesetzes über die familienergänzende Kinderbetreuung (Kinderbetreuungsgesetz, 

KiBeG), (21.110) Postulat Karin Faes betreffend Schaffung einer verbindlichen Regelung für Praktika in Kindertagesstätten, (22.166) Postulat 

Karin Faes betreffend Anpassung des KiBeG zwecks dreigliedriger Finanzierung der familienergänzenden Kinderbetreuung. 
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1.2 Initialstudie familien- und schulergänzende Kinderbetreuung im Kanton Aargau 

Das Departement Gesundheit und Soziales hat dem Forschungsinstitut INFRAS den Auftrag zur Er-

stellung einer empirischen Studie zur Situation der familien- und schulergänzenden Kinderbetreuung 

im Kanton Aargau erteilt. Ziel der Studie ist eine Übersicht über die Situation von Angebot und Nach-

frage der Kinderbetreuung aus unterschiedlichen Perspektiven (Eltern, Gemeinden, Trägerschaften 

und Unternehmen).  

Die Studie INFRAS (2023) besteht aus vier Teilen: Flächendeckende Erhebung bei den Gemeinden, 

flächendeckende Erhebung bei den Trägerschaften (Kindertagesstätten, Tagesstrukturen, Mittagsti-

sche und Tagesfamilienorganisationen), vertiefende Analysen zu elf Gemeinden mit Elternbefragung 

sowie Umfrage und Interviews mit Unternehmen. Die Studie wurde von einem Fachbeirat3 begleitet.  

Seit der Einführung des Gesetzes über die familienergänzende Kinderbetreuung (Kinderbetreuungs-

gesetz, KiBeG, SAR 815.300) im Jahr 2016 ist die Studie INFRAS (2023) die erste Gesamtübersicht 

zur Situation (Angebot und Nachfrage) der familien- und schulergänzenden Kinderbetreuung im Kan-

ton Aargau. 

1.3 Zusatzuntersuchungen des Departements Gesundheit und Soziales 

Im Rahmen der folgenden überwiesenen Vorstösse hat der Grosse Rat des Kantons Aargau den Re-

gierungsrat beauftragt, weitere Abklärungen im Bereich der familien- und schulergänzenden Kinder-

betreuung durchzuführen. Tabelle veranschaulicht die Prüfpunkte dieser politischen Vorstösse.  

Tabelle 1: Prüfpunkte der überwiesenen politischen Vorstösse  

Vorstoss Inhalt 

(21.107) Postulat Gertrud Häseli 
betreffend Revision des Geset-
zes über die familienergänzende 
Kinderbetreuung (Kinderbetreu-
ungsgesetz, KiBeG) 

• Einheitliche Regelung von Angebot, Finanzierung und Qualität 

• Gleichbehandlung Eltern und Kinder 

• Reduktion Kosten für Gemeinden 

(21.110) Postulat Karin Faes be-
treffend Schaffung einer verbind-
lichen Regelung für Praktika in 
Kindertagesstätten 

• Verbindliche Regelung für Praktika in Kitas mit Fokus auf Lohn, Weiter-
beschäftigung und Qualitätssicherung 

• Interkantonaler Vergleich mit Best Practice 

(22.166) Postulat Karin Faes be-
treffend Anpassung des KiBeG 
zwecks dreigliedriger Finanzie-
rung der familienergänzenden 
Kinderbetreuung 

• Dreigliedrige Finanzierung (Kanton / Gemeinden / Eltern) 

• Normkosten mit zugrundeliegenden Qualitäts-Mindeststandards (festge-
legt durch dreigliedriges Gremium) 

• Reduktion administrativer Aufwand für Gemeinden 

• Praktika nur noch mit anschliessender Lehrstelle 

 

Die Zusatzuntersuchungen DGS (2023) betreffen die Finanzierung der familienergänzenden Kinder-

betreuung, insbesondere die Schätzung der Gesamtausgaben (Eltern und Gemeinden), die Auf-

sichts- und Bewilligungspraxis der Gemeinden, einen interkantonalen Vergleich der Qualitätsvorga-

ben und der Finanzierungsmodi sowie die rechtliche Situation der Praktikumsplätze in der 

Kinderbetreuung inklusive eines interkantonalen Vergleichs.  

 
3 Im Fachbeirat sind folgende Akteure vertreten: Gemeindeamänner-Vereinigung des Kantons Aargau (GAV), Verband Schulleiterinnen und 

Schulleiter Aargau (VSLAG), Verband Aargauer Gemeindesozialdienste (VAGS), Aargauischer Lehrerinnen- und Lehrerverband (ALV), Verband 

Aargauer Gemeindeschreiberinnen und Gemeindeschreiber (AGG), kibesuisse, K&F, Die Tagesfamilie, Dachverband Tagesstrukturen Mittags-

tisch Aargau (dtma), Tagesschule Ländli sowie Vertreterinnen und Vertreter von Kitas, Tagesstrukturen und Tagesfamilien. 
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2. Betreuungsplätze, Finanzierung und Betreuungsquoten 

Die Gemeinden im Kanton Aargau sind gemäss § 2 Abs. 1 KiBeG verpflichtet, den Zugang zu einem 

bedarfsgerechten Angebot an familienergänzender Betreuung von Kindern bis zum Abschluss der 

Primarschule sicherzustellen. Weiter beteiligt sich die Wohngemeinde gemäss § 4 Abs. 2 KiBeG un-

abhängig vom Betreuungsort nach Massgabe der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Erziehungs-

berechtigten an den Kosten der familienergänzenden Kinderbetreuung. Der Kanton beteiligt sich 

nicht an der Finanzierung der Angebote.  

2.1 Betreuungsplätze, Versorgungsgrad und Betreuungsquote 

Die im Folgenden dargestellten Daten zum kantonalen Angebot stammen aus der im Rahmen der 

Studie INFRAS (2023) durchgeführten Online-Erhebung im Zeitraum zwischen Mai 2022 bis Oktober 

2022 bei Trägerschaften und Tagesfamilienorganisationen.4 Die Rücklaufquote betrug bei den Kin-

dertagesstätten (Kitas) 72 %, bei den Tagesstrukturen 73 % und bei den Tagesfamilienorganisatio-

nen 100 %.  

Für Kinder im Alter von 0 bis 12 Jahren stehen laut der Studie INFRAS (2023: Kapitel 2.1) im Kanton 

Aargau bei den Betreuungseinrichtungen, die an der Studie teilgenommen haben, total 9'739 Betreu-

ungsplätze zur Verfügung. Das grösste Platzangebot bieten die Tagesstrukturen (54 %), dicht gefolgt 

von den Kitas (44 %). Rund 1 % der Plätze wird von Tagesfamilien bereitgestellt. Bei den Tages-

strukturen ist die Mittagsbetreuung deutlich stärker ausgebaut als die Morgen- und Nachmittagsbe-

treuung. Zudem gibt es in etwa der Hälfte der Tagesstrukturen eine Ferienbetreuung. 

Der Versorgungsgrad5 für 0- bis 12-jährige Kinder beträgt im Kanton Aargau 10 %. Das heisst, für 

10 % der im Kanton Aargau wohnhaften Kinder steht ein Betreuungsplatz zur Verfügung. Im Frühbe-

reich (0 bis 4 Jahre) ist der Versorgungsgrad mit 12 % leicht höher als im Schulbereich (5 bis 12 

Jahre) mit 9 %. Die Bezirksunterschiede sind bei den Vorschulkindern gross. Der Versorgungsgrad 

liegt zwischen 18 % in den Bezirken Lenzburg und Bremgarten und 3 % im Bezirk Laufenburg.6 Wei-

ter weisen 36 % (N=71) der Gemeinden bei Vorschulkindern einen Versorgungsgrad von 0 % auf, da 

sie weder eine Tagesfamilie noch eine Kita in der Gemeinde haben. Die Versorgung bei den 5- bis 

12-Jährigen enthält ebenfalls grosse Unterschiede zwischen den Bezirken: Aarau und Zofingen wei-

sen einen Versorgungsgrad von 13 % aus, während Muri und Rheinfelden einen Versorgungsgrad 

von 5 % haben. Auch im Schulbereich gibt es Gemeinden mit 0 % Versorgungsgrad. Ihr Anteil liegt 

bei 15 % (N=29). Die Mehrheit der Gemeinden verfügt bei Schulkindern über einen Versorgungsgrad 

um 10 %, der kantonale Durchschnitt liegt bei 9 %. In der kartographischen Ansicht (siehe Abbil-

dung 1 und Abbildung 2) sind die regionalen Unterschiede in der Versorgung gut ersichtlich. 

 
4 Befragt wurden im Kanton Aargau tätige Kindertagesstätten, Tagesstrukturen und Tagesfamilienorganisationen. Zu den Tagesstrukturen wer-
den in dieser Studie alle schulergänzenden Angebote wie Tagesschulen, Mittagstische oder modulare Tagesstrukturen gezählt. In der Erhebung 
nicht berücksichtigt hat INFRAS aus Gründen des fehlenden Zugangs freischaffende Tagesfamilien, Nannys und Au-pairs. Weitere Informatio-
nen zum methodischen Vorgehen der flächendeckenden Erhebung bei den Trägerschaften siehe Studie INFRAS (2023), Kapitel A3.1.  
5 Der Versorgungsgrad berechnet die Anzahl vorhandener Plätze pro wohnhaftes Kind in einer Gemeinde, respektive im Kanton (siehe dazu 
Studie INFRAS [2023], Kapitel A2.1). 
6 Ein Überblick zum Versorgungsgrad aller Bezirke findet sich in der Studie INFRAS (2023), Abbildung 12 für Vorschulkinder und Abbildung 13 
für Schulkinder.  
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Abbildung 1: Versorgungsgrad für Vorschulkinder in den Gemeinden 
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Abbildung 2: Versorgungsgrad für Schulkinder in den Gemeinden 

 

Grafik: Studie INFRAS (2023). Quellen: Befragung Gemeinden und Befragung Trägerschaften. 

Da an der Erhebung nicht alle Einrichtungen teilgenommen haben (Rücklaufquote 73 %), wird der 

aufgezeigte kantonale Versorgungsgrad etwas unterschätzt. Die Ausschöpfungsquote liegt jedoch im 

Rahmen vergleichbarer kantonaler Erhebungen, weshalb die Daten gut mit anderen Kantonen ver-

gleichbar sind. Der interkantonale Vergleich zeigt, dass der Versorgungsgrad im Vorschulbereich im 

Kanton Aargau (12 %) gleich ist wie im Kanton Solothurn (12 %) und leicht höher als in den Kanto-

nen St. Gallen (8 %) und Thurgau (11 %). Hingegen ist der Aargauer Versorgungsgrad im Schulbe-

reich tiefer als der Schweizer Durchschnitt (18 %) und deutlich tiefer als in den Nachbarkantonen Ba-

sel-Landschaft (21 %), Zug (34 %) und Zürich (24 %). 

In den befragten Einrichtungen wurden im Mai 2022 insgesamt rund 16’500 Kinder im Alter von 0 bis 

12 Jahren betreut. Damit werden durchschnittlich 17,5 % aller im Kanton wohnhaften Kinder dieser 

Altersgruppe familien- oder schulergänzend betreut (Betreuungsquote7). Auch bei dieser Auswertung 

wird die Betreuungsquote unterschätzt, da nicht alle Angebote an der Erhebung teilgenommen ha-

 
7 Die Betreuungsquote beinhaltet den Anteil familien- oder schulergänzend betreuter Kinder an allen im Kanton, respektive der Gemeinde, 
wohnhaften Kindern. Da ein Betreuungsplatz jeweils von mehreren Kindern genutzt wird, ist die Betreuungsquote höher als der Versorgungs-
grad (siehe dazu Studie INFRAS 2023, Kapitel A2.2). 
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ben. Wird davon ausgegangen, dass die Einrichtungen, von denen keine Daten vorliegen, eine ana-

loge Struktur aufweisen wie diejenigen Einrichtungen mit Daten, würde die Betreuungsquote hochge-

rechnet rund 24 % betragen.8 Auffällig sind die grossen Unterschiede innerhalb des Kantons: Eher 

städtisch geprägte Bezirke wie Aarau, Baden und Rheinfelden weisen beim Versorgungsgrad (0 bis 

12 Jahre) überdurchschnittliche Werte auf, während eher ländlich Bezirke wie Kulm, Muri, Zofingen 

und Zurzach klar unter dem Durchschnitt liegen. In den statistischen Analysen zeigt sich, dass der 

Raumtyp einer Gemeinde (städtisch / intermediär / ländlich) den Versorgungsgradstark beeinflusst. 

Vor allem unter den ertragsstärkeren9, ländlichen Gemeinden finden sich aber auch solche mit hoher 

Betreuungsnutzung. Ansonsten gibt es ein deutliches Stadt-Land-Gefälle. 

Im interkantonalen Vergleich ist die Betreuungsquote von Kindern im Alter von 0 bis 12 Jahre im 

Kanton Aargau ähnlich wie in den Kantonen Thurgau, Solothurn und St. Gallen und deutlich tiefer als 

beispielsweise in den Kantonen Basel-Stadt, Zug und Zürich10. 

2.2 Finanzierung der familien- und schulergänzenden Kinderbetreuung 

 Schätzung der Elternbeiträge aufgrund von Steuerdaten 

Die Schätzung der gesamten Elternbeiträge zur familien- und schulergänzenden Kinderbetreuung im 

Kanton Aargau basiert auf einer Analyse des Kantonalen Steueramts. Bei der Analyse dienten die 

Abzüge für die familienexterne Kinderbetreuung (Drittbetreuung), die bei der direkten Bundessteuer 

unabhängig vom Arbeitspensum der Eltern gemacht werden können, als Datengrundlage (Zusatzun-

tersuchungen DGS [2023], Kapitel 211).  

Für die Steuerperiode 2019 machten im Kanton Aargau 14'736 Haushalte für 24'440 Kinder einen 

Abzug für Drittbetreuung geltend. Die grosse Mehrheit (12'822 Haushalte) macht einen kleineren Ab-

zug geltend als die Fr. 10'100.– Maximalbetrag. Eine Hochrechnung für den gesamten Kanton ergibt 

für das Jahr 2022 geschätzte Elternbeiträge für die Kinderbetreuung in der Höhe von 145,4 bis  

172,5 Millionen Franken (siehe zur Herleitung Tabelle 2). 

Tabelle 2: Schätzung der Elternbeiträge zur familienergänzenden Kinderbetreuung 

(Geschätzte) Elternbeiträge Total der (geschätzten) 

Elternbeiträge nach 

Element 

 

Gesamttotal der Eltern-

beiträge (Schätzung) im 

Kanton Aargau 

Real geltend gemachter Abzug bei der direkten Bun-

dessteuer im Jahr 2019 für familien- und schulergän-

zende Kinderbetreuung 

74,3 Millionen Franken 74,3 Millionen Franken 

Pauschalkorrektur von 25 % für steuerlich nicht ab-

ziehbare Lebenshaltungskosten 

+18,9 Millionen Franken 93,2 Millionen Franken 

 
8 Das Kantonale Steueramt (Departement Finanzen und Ressourcen) schätzt die Betreuungsquote im Kanton Aargau – aufgrund der Steuerda-
ten der direkten Bundessteuer aus dem Jahr 2019 – im Jahr 2021 auf 29,5 %. Bei der direkten Bundessteuer handelt es sich im Gegensatz zur 
Studie INFRAS (2023) um eine Vollerhebung. Allerdings werden bei der direkten Bundessteuer auch Abzüge für Betreuung im eigenen Haus-
halt, zum Beispiel durch Nannys mitberücksichtigt.  
9 Die Gemeinden wurden aufgrund verschiedener Faktoren wie dem Normsteuerertrag pro Kopf (Ressourcenstärke; Ertrag nach Transfe r-
Leistungen) kategorisiert. Der Normsteuerertrag zeigt nicht nur auf, wie reich oder arm die Einwohnenden sind, sondern spiege lt auch die 
Menge und finanzielle Situation der juristischen Personen wider (siehe dazu Studie INFRAS [2023]: A4.1).   
10 Quelle: Daten für Basel-Stadt: Stern et al. 2022; Daten für Solothurn: Büro Communis 2021; Daten für St. Gallen: Stern, Schwab und Camma-
rano et al. 2021; Daten für Thurgau: Stern und von Dach 2020; Daten für Zug: Schempp et al. 2023; Daten für Zürich: Blöchliger et al. 2020. 
11 Die Schätzung der Elternbeiträge aufgrund der Steuerdaten der Eidgenössischen Bundessteuer wurde vom Departement Gesundheit und 
Soziales in Zusammenarbeit mit dem Departement Finanzen und Ressourcen, Kantonales Steueramt durchgeführt (Zusatzuntersuchungen 
DGS [2023]). 
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(Geschätzte) Elternbeiträge Total der (geschätzten) 

Elternbeiträge nach 

Element 

 

Gesamttotal der Eltern-

beiträge (Schätzung) im 

Kanton Aargau 

Mehrkosten ausgewiesen: Mehrkosten der Haushalte, 

welche den maximalen Abzug geltend machen (ge-

schätzt aufgrund der Anzahl Kinder und des Normalta-

rifs im Kanton Aargau)  

+24,0 Millionen Franken 117,2 Millionen Franken 

Mehrkosten theoretisch: Mehrkosten, welche Haus-

halte bezahlen, wenn für ein Kind der maximale Be-

trag abgezogen werden könnte, für die anderen Kinder 

jedoch nicht (zum Beispiel ein Kind Kita [höher als 

Fr. 10'100.–], ein Kind Hort [tiefer als Fr. 10'100.–]). 

+0 bis 20,3 Millionen 

Franken 

117,2 Millionen bis  

137,5 Millionen Franken 

Hochrechnung auf das Jahr 2022 (Zunahme von 8 % 

pro Jahr in den Jahren ab 2019)12  

+8 % pro Jahr (+28,2 Mil-

lionen für den Betrag von 

117,2 Millionen und 

+33 Millionen Franken für 

den Betrag von 125,5 

Millionen Franken 

145,4 Millionen bis 

170,5 Millionen Franken 

 

Aufgrund der Vorgehensweise bei der Schätzung der theoretischen Mehrkosten ist das Total von 

137,5 Millionen Franken ein Maximalbetrag für das Jahr 2019. Bei den Eltern, die für mehrere Kinder 

in der Summe mehr als Fr. 10'100.– abziehen, ist es eher unwahrscheinlich, dass ein Kind deutlich 

über Fr. 10'100.– kostet, während das andere deutlich darunterliegt. Die Unsicherheiten bei der 

Schätzung lassen annehmen, dass sich die realen Elternbeiträge für die Steuerperiode 2019 tenden-

ziell näher beim Betrag von 117,2 Millionen Franken (93,2 Millionen plus 24,0 Millionen Franken) als 

beim Betrag von 137,5 Millionen Franken bewegen.  

Die Drittbetreuungskosten nahmen in den Jahren bis 2019 jährlich um 8 % zu.13 Für den Betrag von 

117,2 Millionen Franken sind das jährlich 9,4 Millionen Franken. Für das Jahr 2022 ergeben sich El-

ternbeiträge in der Höhe von schätzungsweise 145,4 Millionen Franken (Kantonales Steueramt Aar-

gau 2023).  

 Total Kosten familien- und schulergänzende Kinderbetreuung im Kanton Aargau 

Addiert man zu den für das Jahr 2022 geschätzten Summe der Elternbeiträge (145,4 Millionen Fran-

ken) die kommunalen Subventionen von 23,8 Millionen Franken (tatsächliche Subventionen 2021 mit 

jährlicher Zunahme der Kosten um 8 %) ergeben sich für die familien- und schulergänzende Kinder-

betreuung geschätzte Kosten von total rund 169 Millionen Franken. Damit tragen Eltern derzeit rund  

86 % und die Gemeinden rund 14 % der Gesamtkosten. 

 Finanzielle Belastung der Haushalte 

Im Kanton Aargau tragen die Eltern durchschnittlich rund 86 % der Kosten für die familien- und 

schulergänzende Kinderbetreuung. Im Kanton Thurgau tragen Eltern durchschnittlich rund 90 % der 

Kosten, im Kanton Zürich 72 %, im Kanton St. Gallen 63 % und im Kanton Basel-Land 78 % 

 
 
13 Die Drittbetreuungskosten nahmen gemäss dem kantonalen Steueramt Aargau in den Jahren bis 2019 jährlich um 8 % zu (Zusatzuntersu-

chungen DGS [2023], Kapitel 2.2.1). Neuere Daten als 2019 liegen dem Kantonalen Steueramt noch nicht vor. Für die Berechnung der Kosten 

für das Jahr 2022 wird davon ausgegangen, dass seit 2019 ein analoger Anstieg existiert. 



 

 11 von 37 
 

(Stern/Ostrowski/et al. 2021). In den Kantonen Genf, Waadt und Neuenburg liegt der von Eltern fi-

nanzierte Anteil durchschnittlich zwischen 20 % und 40 %. Die finanzielle Belastung der Aargauer 

Eltern durch Ausgaben für familien- und schulergänzende Kinderbetreuung ist damit vergleichsweise 

hoch. 

In den von INFRAS (2023) durchgeführten Fallstudien in elf Aargauer Gemeinden zeigt sich die Be-

lastung der Familien exemplarisch. Dafür hat INFRAS (2023) Berechnungen zur Subventionierung 

und der Haushaltseinkommensbelastung von drei Beispielhaushalten vorgenommen. Diese entspre-

chen dem 25 %-Perzentil (steuerbares Einkommen Fr. 53'794.–), dem 50 %-Perzentil (steuerbares 

Einkommen Fr. 81'499.–) und dem 75 %-Perzentil (steuerbares Einkommen Fr. 121’280.–) des 

Haushaltseinkommens im Kanton Aargau.  

Wird die Belastung auf das Haushaltseinkommen berechnet14, wird klar, dass die finanzielle Belas-

tung durch Kinderbetreuungsausgaben bei Haushalten mit mittlerem Einkommen am höchsten ist. 

Für das tiefe 25 %-Perzentil (steuerbares Einkommen Fr. 53'794.–) streut die Belastung zwischen 

8 % und 23 %, für das mittlere (steuerbares Einkommen Fr. 81'499.–) zwischen 15 % bis 20 % und 

für das höhere Perzentil (steuerbares Einkommen Fr. 121’280.–) beträgt die finanzielle Belastung 

überall 15 % des Einkommens. Diese unterschiedlichen Belastungen sind auf die einkommensab-

hängigen Subventionen zurückzuführen. In neun der elf Gemeinden ist die finanzielle Belastung für 

die Haushalte mit mittlerem Einkommen am höchsten. Noch deutlicher zeigt sich die hohe finanzielle 

Belastung der Haushalte mit mittlerem Einkommen bei der folgenden Berechnung: Bei einem Er-

werbspensum von 140 % und zwei Tagen familienergänzender Kinderbetreuung pro Woche kommt 

es einerseits zu einem höheren Einkommen und andererseits zu höheren Kosten (Kinderbetreuungs-

ausgaben, erhöhte Steuern etc.) im Vergleich zu Haushalten, in denen beide Elternteile zusammen 

nicht mehr als 100 % arbeiten. Die mittleren Haushalte geben alle zwischen 39 % und 53 % des zu-

sätzlichen Erwerbseinkommens direkt wieder aus für die Betreuungskosten. Zu den Betreuungsaus-

gaben kommen noch höhere Steuerausgaben hinzu, die in dieser Berechnung noch nicht berück-

sichtigt sind. Für die mittleren Haushalte lohnt sich eine Erwerbstätigkeit kurzfristig finanziell kaum. 

Allerdings führt eine konstante Erwerbstätigkeit langfristig zu beruflichem Know-how und Weiterent-

wicklungsmöglichkeiten und somit zu besseren Erwerbsaussichten sowie einer ausreichenden Absi-

cherung in der Altersvorsorge.  

Die Studie INFRAS (2023, Kapitel 5.3.1) zeigt weiter, dass in sieben der elf vertieft untersuchten Ge-

meinden, Haushalte ab einem steuerbaren Einkommen von rund Fr 85'000.– keinen Anspruch auf 

Subventionen für die familien- und schulergänzende Kinderbetreuung haben. Die obere Schwelle 

liegt damit in einer ähnlichen Höhe wie die Einkommensobergrenze für die Krankenkassen-Prämien-

verbilligung: Diese liegt bei Fr. 83'118.– (SVA 2023). Das bedeutet, dass Haushalte in diesen Ge-

meinden ungefähr gleichzeitig mit dem Anspruch auf Prämienverbilligung auch den Anspruch auf 

Subventionen der Kinderbetreuung verlieren.  

 Finanzierungsgrad der familien- und schulergänzenden Kinderbetreuung  

Im Kanton Aargau wurden im Jahr 2022 rund 23,8 Millionen Franken öffentliche Gelder für die Kin-

derbetreuung ausgegeben. Der Kanton beteiligt sich nicht an der Finanzierung. Der Finanzierungs-

grad für Kinder von 0 bis 12 Jahren im Kanton Aargau liegt damit bei Fr. 247.–. Er setzt die jährlichen 

Ausgaben der öffentlichen Hand ins Verhältnis zur Anzahl wohnhaften Kinder zwischen 0 und 12 

Jahren. 

Abbildung 3 stellt die Finanzierungsgrade für dreizehn Kantone dar. In diesem Kantonsvergleich ge-

hört der Kanton Aargau zusammen mit den Kantonen Solothurn und Schwyz zu jenen Kantonen mit 

 
14 Um zu eruieren, wie hoch die finanzielle Belastung der Beispielhaushalte durch Betreuungsausgaben ist, hat INFRAS die Betreuungskosten 

nach Abzug der Subventionen in allen elf Gemeinden pro Jahr berechnet. Die finanzielle Belastung bezeichnet den Anteil der so berechneten 

jährlichen Betreuungsausgaben am netto Jahreshaushaltseinkommen (siehe dazu Studie INFRAS [2023], Kapitel A4.3). 
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dem tiefsten Finanzierungsgrad. Bereits der Kanton Basel-Landschaft, mit dem vierttiefsten Finanzie-

rungsgrad weist mit Fr. 513.– einen doppelt so hohen Finanzierungsgrad wie der Kanton Aargau auf. 

Die beiden weiteren Nachbarkantone Bern und Zürich haben rund 7- respektive 12-mal höhere Fi-

nanzierungsgrade verglichen mit dem Kanton Aargau. Mit den Kantonen St. Gallen und Schaffhau-

sen gibt es noch zwei weitere Kantone mit einem 2,5- bis 3,5-mal höheren Finanzierungsgrad als der 

Kanton Aargau. 

Abbildung 3: Finanzierungsgrad in Franken für Vor- und Schulkinder pro Kanton

 
Grafik: Studie INFRAS (2023). Quelle: BSV 2022, eigene Darstellung. 

Beim Finanzierungsgrad bestehen wiederum grosse Unterschiede zwischen den Bezirken und den 

Gemeinden. Es gibt einige Gemeinden mit einem Finanzierungsgrad von Fr. 0.– (N=9) beziehungs-

weise unter Fr. 100.– (N=92) und gleichzeitig solche mit Finanzierungsgraden über Fr. 1'000.– (N=2) 

beziehungsweise über Fr. 750.– (N=5). Die meisten Bezirke befinden sich in einer Spannweite von 

knapp Fr. 100.– bis Fr. 247.– (Bremgarten, Brugg, Kulm, Laufenburg, Lenzburg, Muri, Rheinfelden 

und Zofingen). Der Finanzierungsgrad der Bezirke Aarau und Zurzach ist mit Fr. 471.– respektive 

Fr. 467.– doppelt so hoch wie der durchschnittliche kantonale Finanzierungsgrad. Und der Finanzie-

rungsgrad des Bezirks Baden ist mit Fr. 703.– fast drei Mal so hoch wie der kantonale Schnitt. 

 Interkantonaler Vergleich Finanzierungsmodus 

Der interkantonale Vergleich in den Zusatzuntersuchungen DGS (2023) beinhaltet den Vergleich des 

Kantons Aargau mit den Kantonen Basel-Landschaft, Bern, Luzern, Solothurn, St. Gallen, Thurgau, 

Zug, und Zürich.  

Neben dem Kanton Aargau delegieren drei der Vergleichskantone (Basel-Landschaft, Luzern, Thur-

gau) die Finanzierung der Kinderbetreuung in Kindertagesstätten an die Gemeinden (Zusatzuntersu-

chungen DGS [2023], Kapitel 4.3). In den Kantonen Bern, Solothurn und St. Gallen existiert eine zwi-

schen Kanton und Gemeinden geteilte Finanzierung der Angebote. Im Kanton Bern finanziert der 

Kanton das Angebot in den Gemeinden nur dann mit, wenn die Gemeinden einen Bedarf ausweisen. 

Bei der Finanzierung der Kinderbetreuung von Tagesstrukturen existiert in den Kantonen Bern, Lu-

zern, Solothurn und St. Gallen eine geteilte Finanzierung zwischen Kanton und Gemeinden. 

In den Kantonen Luzern, Solothurn, Zug und Zürich laufen zurzeit Gesetzesrevisionen, die eine ge-

teilte Finanzierung zwischen Kanton und Gemeinden sowie einkommensabhängige Subventionen 

vorsehen.  
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3. Bedarf der Eltern und Erziehungsberechtigten 

INFRAS (2023, Kapitel 5.2) hat in elf Gemeinden15 (eine Gemeinde pro Bezirk) alle Eltern von Kin-

dern zwischen 0 und 12 Jahren, unabhängig von der Betreuungssituation der Kinder, befragt.16 Die 

Rücklaufquote der Elternbefragung betrug zwischen 43 % und 59 % (durchschnittlich 47 %), womit 

2'486 Familien an der Umfrage teilgenommen haben. 

3.1 Nutzung institutioneller und informeller Kinderbetreuung 

40 % der befragten Familien nutzen eine Form der familien- oder schulergänzenden Kinderbetreu-

ung. Dabei zeigt sich folgendes Bild: Familien, deren jüngstes Kind noch im Vorschulalter ist, nutzen 

häufiger ein institutionelles Angebot der familienergänzenden Betreuung (45 %) als Familien, deren 

jüngstes Kind bereits im Primarschulalter ist (34 %). Einelternfamilien (54 %) nutzen häufiger fami-

lien- und schulergänzende Betreuung als Familien mit zwei Elternteilen (39 %). Je mehr Kinder eine 

Familie hat, desto geringer ist die Nutzung von familien- und schulergänzenden Betreuungsangebo-

ten. So nutzen 51 % der Familien mit einem Kind eine familien- oder schulergänzende Betreuung, 

während es bei Familien mit vier Kindern noch 23 % sind. Personen mit höchstem Bildungsab-

schluss auf Tertiärstufe nutzen eher familien- und schulergänzende Betreuung (47 %) als Personen, 

deren höchster Bildungsabschluss tiefer ausfällt (Sekundarstufe II: 31 %; obligatorische Schule: 

30 %). Nach Einkommen aufgeschlüsselt zeigt sich, dass insbesondere Familien mit sehr tiefem Ein-

kommen (45 %, monatliches Nettoeinkommen weniger als Fr. 4'000.–) oder solche mit höheren Ein-

kommen (50 % bis 60 %, monatliches Nettoeinkommen über Fr. 10'000.–) familien- oder schulergän-

zende Betreuung nutzen. Bei den tiefen bis mittleren Einkommen sind es zwischen 28 % und 38 % 

Nutzende.  

Nebst der institutionellen Betreuung ist auch die Betreuung durch das private Umfeld für viele Fami-

lien wichtig. Zwei von drei der befragten Familien greifen für die Kinderbetreuung auf private Netz-

werke zurück (67 %). Mit Abstand am wichtigsten sind dabei Grosseltern oder weitere Verwandte. 

Mehr als die Hälfte aller befragten Familien (56 %) nutzen diese Art der privaten Betreuung. Noch 

gut eine von acht Familien wird von den Nachbarn (12 %) bei der Kinderbetreuung unterstützt. 

Nanny und Au-pairs hingegen sind deutlich seltener. In weniger als jeder 20. Familie (4 %) werden 

die Kinder von einer Nanny oder einem Au-pair betreut. 

Im Rahmen der Elternbefragung wurde erhoben, worauf Eltern bei der institutionellen Betreuung be-

sonders Wert legen. Für die befragten Eltern ist es am wichtigsten, dass ihre Kinder in der Kita, Ta-

gesstruktur oder Tagesfamilie aufmerksame und wertschätzende Betreuung erfahren (48 %). An 

zweiter Stelle stehen für die Eltern mit je 42 % günstige Elterntarife sowie genügend Bewegungs-

möglichkeiten für die betreuten Kinder (drinnen und draussen). Aufgeschlüsselt nach dem Alter des 

jüngsten Kindes wird deutlich, dass die Betreuungstarife nur für Eltern von Vorschulkindern sehr rele-

vant sind und dementsprechend auf dem zweiten Platz stehen. Eltern, deren jüngstes Kind ein 

Schulkind ist, bewerten die kurzen und sicheren Wege höher. Ebenfalls fällt auf, dass die Eltern von 

Vorschulkindern pädagogische Aspekte wie genügend Betreuungspersonen, genügend pädagogisch 

ausgebildetes Personal oder konstante Betreuungspersonen deutlich wichtiger einschätzen als El-

tern von Schulkindern. Für diese wiederum sind praktische Aspekte wie die kurzen und sicheren 

Wege, frei wählbare Betreuungsmodule oder -tage und kurze, flexible An- und Abmeldefristen ten-

denziell wichtiger. 

 
15 Für die Auswahl der Gemeinden waren der Raumtyp (ländlich / städtisch), die Grösse der Gemeinden, der Normsteuerertrag sowie die Be-

treuungsquote zentral. Das methodische Vorgehen zur Auswahl der Gemeinden findet sich in der Studie INFRAS (2023), Kapitel 5.1 und in 

Kapitel A4.1.  
16 Bei dieser Befragung wurden alle Eltern in den elf Fallstudiengemeinden via postalischer Anschrift zu einer Online-Umfrage eingeladen (siehe 

dazu Studie INFRAS [2023], Kapitel A4.4).  
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3.2 Ort der Nutzung der Angebote 

Acht von zehn Kindern werden gemäss Elternbefragung in der Wohngemeinde betreut (80 %). Rund 

jedes zehnte Kind besucht ein Angebot in der Nachbarsgemeinde (9 %). Nur eine Minderheit nutzt 

ein Angebot in einer anderen Gemeinde des Kantons Aargau, die nicht an die Wohngemeinde der 

Familie grenzt (6 %) oder ausserhalb des Kantons liegt (1 %). Für die restlichen 4 % der Kinder lie-

gen keine Daten vor.  

Jene Eltern, die das Kind in der Wohngemeinde betreuen lassen, wurden zusätzlich gefragt, wie ein-

fach oder schwierig es für sie war, diesen Betreuungsplatz zu finden. Mehr als drei von vier Familien 

geben an, dass dies sehr oder eher einfach war (78 %). Gut eine von fünf Familien bekundete Mühe, 

einen Betreuungsplatz in der Wohngemeinde zu finden (21 %).  

Jene Familien, die ihr Kind nicht in der Wohngemeinde betreuen lassen, wurden gefragt, warum sie 

dies nicht tun. Dabei zeigt sich, dass die Eltern in den meisten Fällen aus freien Stücken entschei-

den, ihr Kind ausserhalb der Wohngemeinde betreuen zu lassen, sei dies, weil ein Angebot in einer 

anderen Gemeinde (33 %) oder am Arbeits- und Ausbildungsort der Eltern (31 %) besser passt. 

Nichtsdestotrotz gibt rund jede dritte Familie an, dass das Kind nicht in der Wohngemeinde betreut 

wird, weil das gewünschte Angebot oder der gewünschte Platz in der Gemeinde nicht vorhanden ist 

(27 %) oder das Angebot in der Gemeinde dem Kind, beispielsweise aufgrund einer Behinderung, 

nicht gerecht wird (4 %).  

Eine Aufschlüsselung nach Betreuungsform zeigt, dass es für Familien besonders schwierig ist, ei-

nen Platz in einer Tagesfamilie zu finden. Fast jede zweite Familie, die eine Tagesfamilie nutzt, gibt 

an, dass es eher oder sehr schwierig war, den Platz zu finden (46 %). 

3.3 Ungedeckter Bedarf  

Laut Elternbefragung wünscht rund jede achte Familie, die bereits heute institutionelle Betreuung 

nutzt, zusätzliche Betreuung für ihr Kind (13 %). Damit ist die Nachfrage bei einer von acht bereits 

nutzenden Familien nicht vollständig gedeckt und es besteht ein zusätzliches Nachfragepotenzial. 

Und etwas mehr als jede vierte Familie, die zurzeit keine Betreuung nutzt, gibt an, in absehbarer Zeit 

eine institutionelle Betreuung nutzen zu wollen (27 %). Diese Familien würden also bereits unter den 

gegebenen Rahmenbedingungen mehr Betreuung nutzen.  

3.4 Potenzielle Nachfrage 

Bei veränderten Rahmbedingungen, wie beispielsweise einem tieferen Preis, würden gemäss Befra-

gung noch deutlich mehr Familien eine institutionelle Betreuung nachfragen.17 Den grössten Einfluss 

hätten dabei günstigere Elterntarife: sechs von zehn Nutzenden und vier von zehn Nicht-Nutzenden 

ohne Nutzungsabsicht würden (mehr) Betreuung nutzen, wenn der Preis gesenkt würde. Doch auch 

das Vorhandensein eines Schulferienangebots, flexiblere Betreuungszeiten oder eine bessere Quali-

tät der Angebote würden die Nachfrage der Aargauer Familien erhöhen. Hochrechnungen der Ergeb-

nisse der Elternbefragung für den ganzen Kanton zeigen, dass bei einer Veränderung des Angebots 

(Senkung Preis, Schulferienangebot, flexiblere Betreuungszeiten, bessere Qualität) die Nachfrage 

um bis zu 50 Prozentpunkte ansteigen könnte (zurzeit nutzen 24 % der Aargauer Familien institutio-

nelle Kinderbetreuung). Somit würden potenziell rund 74 % der Aargauer Kinder im Alter von 0 bis  

12 Jahren institutionelle Kinderbetreuung nachfragen (derzeitige Betreuungsquote 24 %). 26 % der 

Familien würden hingegen für ihre Kinder keine externe Betreuung in Anspruch nehmen.  

Wie es sich auswirkt, wenn Familien die Betreuung für ihre Kinder als nicht sichergestellt empfinden, 

geht aus Abbildung 4 hervor. Nur 37 % der befragten Familien geben an, dass keiner der untenste-

 
17 Dabei handelt es sich um die beabsichtigte Nutzung bei einer hypothetischen Veränderung der Rahmenbedingungen. Diese Nutzungsabsicht 

ist jedoch nicht mit einer realen Nachfrage zu vergleichen und entsprechend sind die Zahlen zum Nutzungspotenzial mit Vorsicht zu geniessen.  
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henden Punkte auf sie zutrifft. Somit haben über 60 % der Familien aufgrund der nicht sichergestell-

ten Betreuungssituation in den letzten fünf Jahren eine oder mehrere der folgenden Massnahmen 

getroffen. Sechs von zehn Familien haben in den letzten fünf Jahren ihr Erwerbsleben aufgrund von 

nicht sichergestellter Betreuung angepasst. Am häufigsten haben sie dabei das Erwerbspensum ge-

senkt (36 %). 

Abbildung 4: Retrospektive Auswirkungen in den letzten fünf Jahren, weil Betreuung nicht sichergestellt war 

 

N=1’437; Abgebildet ist der Anteil Antworten der jeweiligen Kategorie an allen Befragten; Mehrfachantworten 
möglich. 

Grafik: Studie INFRAS (2023). Quelle: Elternbefragung. 

Die Elternumfrage im Kanton Aargau zeigt, dass eine Reduktion des Elterntarifs den grössten Ein-

fluss auf die potenzielle Nachfrage nach familien- und schulergänzender Kinderbetreuung hat (siehe 

Kapitel 3.3 und Studie INFRAS (2023, Kapitel 7.1.2). Auch aus verschiedenen weiteren Studien geht 

hervor, dass der Preis der Betreuung die Nachfrage beträchtlich beeinflusst. Gemäss einer Studie 

der Jacobs Foundation (2018) steigt die Wahrscheinlichkeit, dass Eltern ihr Kind in einer Kita be-

treuen lassen, um 3,6 % pro Fr. 10.– Kostenreduktion.  

 Nachfrage bei einkommensunabhängigen Subventionen 

In den Zusatzerhebungen dokumentiert das Departement Gesundheit und Soziales (Zusatzerhebun-

gen DGS [2023], Kapitel 2.5) Modelle von einkommensunabhängigen Subventionen und deren Ef-

fekte. Modelle von einkommensunabhängigen Subventionen für die Kinderbetreuung existieren im 

Kanton Schaffhausen, in der Stadt Zürich und zukünftig möglicherweise auf Bundesebene (siehe 

parlamentarischen Initiative [21.403] "Überführung der Anstossfinanzierung in eine zeitgemässe Lö-

sung"). Die Erfahrungen aus der Stadt Zürich zeigen, dass eine einkommensunabhängige Subventi-

onierung die Nachfrage nach den Kinderbetreuungsangeboten erhöht. Entscheidend ist dabei aller-

dings der Tarif der Angebote. In der Tageschule bezahlen alle Eltern pro gebundenem Mittag18 

Fr. 6.–. Bei den nicht-gebundenen Mittagen streut der Tarif zwischen Fr. 4.50 und ca. Fr. 35.–. Eine 

Evaluation der Einführung der Tagesschulen mit einkommensunabhängigen Tarifen in der Stadt Zü-

rich weist aus, dass die durchschnittliche Betreuungsquote im Zeitraum ein Jahr vor Einführung der 

Tagesschule 2018/19 bis im Schuljahr 2020/21 im Durchschnitt um rund einen Fünftel anstieg 

(INFRAS 2021: 17).  

4. Situation der Gemeinden 

INFRAS hat die Situation der Gemeinden mittels einer Online-Erhebung eruiert (Studie INFRAS 

[2023]). 197 Gemeinden haben den Fragebogen ausgefüllt, die Rücklaufquote beträgt somit 99 %.  

Gemäss dem Kinderbetreuungsgesetz des Kantons Aargau sind die Gemeinden nicht nur dazu ver-

pflichtet, den Zugang zu einem bedarfsgerechten Angebot für Kinder im Alter zwischen 0 bis 12 Jah-

 
18 An einem gebundenen Mittag haben die Kinder und Jugendlichen am Nachmittag Unterricht, während sie bei einem ungebundenen Mittag frei 

haben. Der gebundene Mittag ist Teil des Tagesschulangebots und kann nicht individuell gebucht werden. Kinder, die in der Tagesschule ange-

meldet sind, besuchen automatisch auch die gebundenen Mittage. Ungebundene Mittage können von den Eltern individuell gebucht werden.  
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ren sicherzustellen (§ 2 Abs. 1 KiBeG), sondern sie sind auch für die Festlegung von Qualitätsstan-

dards sowie für die Aufsicht der Kinderbetreuungsinstitutionen und Tagesfamilien zuständig (§ 3 Ki-

BeG). Zudem unterliegt der Kinderbetreuungsbereich der Verordnung über die Aufnahme von Pfle-

gekindern (PAVO). Darin ist geregelt, welche Institutionen bewilligungspflichtig sind (Art. 13 PAVO). 

4.1 Bedarfsgerechtes Angebot 

Die Gemeinden sind verpflichtet, den Zugang zu einem bedarfsgerechten Angebot an familienergän-

zender Betreuung von Kindern bis zum Abschluss der Primarschule sicherzustellen (§ 2 Abs. 1 Ki-

BeG). Um den Bedarf zu eruieren, haben knapp zwei Drittel der Gemeinden eine Bedarfserhebung 

durchgeführt oder führen eine solche regelmässig durch. Zwei Drittel der Gemeinden, die den Bedarf 

erheben, haben den Rhythmus der Bedarfserhebung nicht festgelegt (N=83). Insgesamt 24 % der 

Gemeinden erheben den Bedarf einmal im Jahr oder häufiger (N=25) und 10 % weniger als einmal 

im Jahr (N=12). Nach dem Jahr der letzten Erhebung gefragt geben 30 % der Gemeinden an, die 

letzte Erhebung vor oder im Jahr 2018 durchgeführt zu haben. 16 % der Gemeinden geben die Jahre 

2019 oder 2020 an. 33 % der Gemeinden haben im Jahr 2021 erhoben und 19 % im Jahr 2022.  

4.2 Qualitätsstandards 

Um eine gute Qualität der Betreuung sicherzustellen sind die Gemeinden im Kanton Aargau ver-

pflichtet, für Einrichtungen auf dem Gemeindegebiet Qualitätsstandards festzulegen und die Einhal-

tung dieser Standards zu beaufsichtigen (§ 3 KiBeG). Die Qualitätsstandards können sowohl in ei-

nem kommunalen Reglement als auch in einem Gemeinderatsbeschluss festgehalten werden. In 

beiden Fällen sind sie verbindlich.  

Die Studie INFRAS (2023) zeigt, dass es nur wenige Gemeinden mit Einrichtungen gibt, die gar kei-

ne Qualitätsvorgaben definieren (1 % für Kitas, 6 % für Tagesstrukturen und 3 % für Tagesfamilien). 

Aus der Gemeindebefragung geht weiter hervor, dass sich 27 % der Gemeinden für Kitas, 30 % der 

Gemeinden für Tagesstrukturen und 40 % der Gemeinden für Tagesfamilien bei den Qualitätsstan-

dards lediglich auf die PAVO beziehen. Die PAVO hält jedoch nur allgemeine Grundsätze zum 

Kindswohl fest und macht keinerlei Vorgaben zum Betreuungsschlüssel, zur Qualifikation des Perso-

nals oder zu notwendigen Konzepten. Dies spiegelt sich in den Ergebnissen der Befragung der Be-

treuungseinrichtungen wider: Dort geben knapp 40 % der Kitas an, dass sie von der Gemeinde keine 

Vorgaben betreffend Betreuungsschlüssel erhalten und weitere 13 % wissen nicht, ob es überhaupt 

Vorgaben gibt.  

Tabelle 3 stellt die Vorgaben zum Betreuungsschlüssel in den untersuchten elf Gemeinden im Ver-

gleich zu den Empfehlungen der Konferenz der kantonalen Sozialdirektorinnen und Sozialdirektoren 

(SODK) und der Konferenz der kantonalen Erziehungsdirektorinnen und -direktoren (EDK) 

(SODK/EDK 2022) dar: In der ersten Spalte sind die von der SODK/EDK empfohlenen Alterskatego-

rien aufgeführt, in den darauffolgenden Spalten jeweils die Empfehlungen/Vorgaben zur Anzahl Kin-

der, die eine Betreuungsperson betreuen darf. Die Tabelle ermöglicht ein Vergleich zwischen den in 

den elf untersuchten Gemeinden geltenden Richtlinien von kibesuisse, der Fachstelle K&F, der 

PAVO sowie den gemeindeeigenen Richtlinien von zwei untersuchten Gemeinden mit den Empfeh-

lungen der SODK/EDK.  
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Tabelle 3: Unterschiedliche Qualitätsstandards in Aargauer Gemeinden im Vergleich zu den Empfehlungen der 

SODK/EDK 

Vorgaben Qualität SODK/ 

EDK 

kibesuisse Fachstelle 

K&F 

PAVO Beispiel- 

gemeinde 1 

Beispiel 

gemeinde 2 

Vorgaben zur Anzahl 

Kinder, die eine Betreu-

ungsperson betreuen 

darf für Kinder bis 18 

Monate (Betreuungs-

schlüssel) 

2–3 3 3,3 Keine 

Vorgaben 

3,3 3 

Betreuungsschlüssel ab 

Kindergarteneintritt bis 8 

Jahre 

10 bis 12 10 6,25 Keine 

Vorgaben 

11 8 

Anrechenbares  

Personal an Betreu-

ungsschlüssel 

nur päda-

gogisches 

Fachper-

sonal 

alle zählen, 

aber weni-

ger/mehr je 

nach Aus-

bildung 

alle Keine 

Vorgaben 

alle Kita: wie ki-

besuisse 

TS: alle 

Verhältnis pädagogisch 

ausgebildet zu nicht pä-

dagogisch ausgebildet 

mind. 

60:40 

Ziel: 

80:20 

ca.  

50:50 

50:50 Keine 

Vorgaben 

50:50 

 

Kita: 50:50 

TS: 33:66 

 

Ein weiterer wichtiger Qualitätsaspekt ist das Vorhandensein eines pädagogischen und betrieblichen 

Konzepts19. Nur rund 60 % der Kitas im Kanton Aargau haben ein pädagogisches Konzept. Jede 

zehnte Kita gibt an, über ein spezifisches Sprachförderkonzept zu verfügen. Bei den Tagesstrukturen 

verfügt laut eigenen Angaben gar nur eine von fünf Einrichtungen über ein pädagogisches Konzept. 

4.3  Bewilligung und Aufsicht 

Zuständige Behörde für die Bewilligung, die Entgegennahme von Meldungen und die Aufsicht im 

Kanton Aargau ist der Gemeinderat am Ort der Unterbringung des Kindes (Art. 2 Abs. 1 und 2 PAVO 

in Verbindung mit § 18 Abs. 2 lit. a und c Einführungsgesetz Zivilgesetzbuch [EG ZGB]). Angebote 

zur familien- und schulergänzenden Kinderbetreuung wie Kindertagesstätten und Tagesstrukturen 

(inklusive Mittagstisch) sind bewilligungspflichtig und unterstehen der Aufsicht durch den Gemeinde-

rat der Standortgemeinde des jeweiligen Angebots. Tagespflegeeltern/Tagesfamilien sind melde-

pflichtig und unterstehen ebenfalls der Aufsicht durch den Gemeinderat.  

Die Ergebnisse der Befragung der Gemeinden zeigen, dass die Zuständigkeiten für den Bewilli-

gungsprozess nicht in allen Gemeinden definiert sind, obwohl auf Gemeindegebiet mindestens eine 

Einrichtung vorhanden ist. 2 % (N=2) der Gemeinden mit mindestens einer Kita geben an, dass sie 

nicht definiert haben, wer für die Bewilligung einer Kindertagesstätte zuständig ist, und wie diese ab-

läuft beziehungsweise welche Kriterien erfüllt werden müssen. Bei der Bewilligung einer Tagesstruk-

 
19 SODK und EDK empfehlen, dass jedes Betreuungsangebot in einem pädagogischen Konzept die Grundsätze und die Art und Weise der Kin-

derbetreuung und im Betriebskonzept die Prozesse und Zuständigkeiten betreffend Finanzen, Personal und andere betriebswirtschaftliche Kern-

grössen definiert (SODK/EDK 2022). 
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tur sind es 3 % (N=5), und bei der Meldepflicht von Tagesfamilien verfügen 3 % (N=3) der Gemein-

den mit Tagesfamilien über keinen definierten Prozess und Zuständigkeiten. Im Bereich der Aufsicht 

zeigt sich ein ähnliches Bild. 2 % (N=2) der Gemeinden mit mindestens einer Kita haben keinen Pro-

zess zur Aufsicht definiert. 4 % (N=6) der Gemeinden mit mindestens einer Tagesstruktur sind in der-

selben Situation, und 2 % (N=3) der Gemeinden mit mindestens einer Tagesfamilie verfügen über 

keinen Aufsichtsprozess. Total haben derzeit 20 Gemeinden mit mindestens einem Kinderbetreu-

ungsangebot in der Umfrage angegeben für ihre Aufträge im Bereich Bewilligung (Art. 2 und 4 PAVO 

und § 18, Abs. 2 EG ZGB) und Aufsicht (§ 3 KiBeG) sowie in Bezug auf die Qualitätsstandards (Ki-

BeG, Art. 3) keine zuständigen Stellen und keine Vorgehensweise definiert zu haben. Dementspre-

chend muss davon ausgegangen werden, dass diese Gemeinden ihren gesetzlichen Auftrag nicht 

vollständig erfüllen. Weiter zeigen die Ergebnisse der Studie, dass über Kitas und Tagesstrukturen 

hinweg der Gemeinderat selbst oder die Jugend-, Ehe- und Familienberatung (JEFB/JFB/JFEB)20 am 

häufigsten zuständig sind für den Bewilligungsprozess beziehungsweise die Meldepflicht. Für Tages-

familien werden neben der Jugend-, Ehe- und Familienberatung (JEFB/JFB/JFEB) die (regionalen) 

Sozialdienste am häufigsten genannt. Aber auch die Fachstelle K&F sowie weitere gemeindeinterne 

Stellen wie die Gemeindekanzlei, interne Dienste oder Fach- und Beratungsstellen sowie die Kindes- 

und Erwachsenenschutzdienste (KESD)21 und weitere Dritte wurden genannt. Bei den Tagesstruktu-

ren ist am häufigsten der Gemeinderat selbst (39 %, N=66) zuständig, gefolgt von den vorgängig ge-

nannten. Zudem ist in vier Gemeinden die Schulleitung für die Tagesstrukturen zuständig. Bei den 

Kitas sind fast gleich häufig die JEFB/JFB/JFEB (28 %, N=41) und der Gemeinderat selbst (27 %, 

N=39) zuständig. Bei den Tagesfamilien ist es am häufigsten die JEFB/JFB/JFEB (28 %, N=41). Die 

Aufsicht wird in 35 % (N=58) der befragten Tagesstrukturen durch den Gemeinderat selbst vorge-

nommen. In 21 % (N=35) der Fälle übernimmt die Aufsicht der KESD. Bei Kitas ist die 

JEFB/JFB/JFEB am häufigsten in die Aufsicht involviert (27 %, N=38). Der Gemeinderat nimmt in  

21 % (N=29) der Fälle die Aufsicht der Kitas selbst wahr. Bei der Aufsicht der Tagesfamilien ist der 

KESD mit 30 % (N=47) am häufigsten zuständig für die Aufsicht, gefolgt vom regionalen Sozialdienst 

(22 %, N=35) und dem Gemeinderat selbst (19 %, N=29). Gemäss PAVO müssen Kinderbetreu-

ungsinstitutionen wie Kitas und Tagesstrukturen mindestens alle zwei Jahre beaufsichtigt werden 

(Art. 19 Abs. 1 PAVO). Tagesfamilien müssen jährlich beaufsichtigt werden (Art. 12 Abs. 2 PAVO). 

Die Ergebnisse zeigen, dass diese Periodizität nicht von allen Gemeinden eingehalten wird (siehe 

Abbildung 5 und Abbildung 6).  

 
20 JEFB/JFB/JFEB: Jugend-, Ehe- und Familienberatung, ist auf Bezirksebene organisiert und wird je nach Bezirk / Angebot anders abgekürzt. 
21 Die Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde ist die anordnende Behörde, der Kindes- und Erwachsenenschutzdienst hingegen ist der aus-

führende Dienst. 
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Abbildung 5: Häufigkeit der Aufsicht nach von Kitas und Tagesstrukturen 

 

Grafik: Eigene Darstellung basierend auf der Studie INFRAS (2023). Quelle: Befragung Gemeinden.  

 
Abbildung 6: Häufigkeit der Aufsicht für Tagesfamilien 

 
Grafik: Studie INFRAS (2023). Quelle: Befragung Gemeinden.  

4.4 Prozess der Bewilligung und der Aufsicht in den Gemeinden 

Um die Praxis der Bewilligung und der Aufsicht exemplarisch aufzuzeigen, führte das Departement 

Gesundheit und Soziales qualitative Interviews22 mit Gemeinden und mit von Gemeinden delegierten 

Aufsichtsorganisationen durch (Zusatzuntersuchungen DGS, [2023] Kapitel 3). In Bezug auf die dele-

gierten Aufsichtsorganisationen hat das Departement Gesundheit und Soziales zwei Organisationen 

befragt, die gemeinsam für mehr als 50 Gemeinden die Aufgabe der Aufsicht im Auftrag der Gemein-

den übernehmen. Weiter führte das Departement Interviews mit vier Gemeinden/Gemeindeverbän-

den aus verschiedenen Bezirken, die insgesamt 16 Gemeinden repräsentieren.  

 
22 Qualitative Interviews sind eine sozialwissenschaftliche Methode. Während quantitative Ansätze das Ziel haben, möglichst repräsentative 

Forschungsergebnisse in Zahlen zu fassen und somit zu verallgemeinerbaren Aussagen zu machen, verfolgen qualitative Forschungsmethoden 

das Ziel, soziale Phänomene vertieft und differenziert zu erforschen. In Qualitativen Interviews werden die subjektiven Wirklichkeiten der Inter-

viewten dargestellt und analysiert (Misoch, 2019).  
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 Aufwendungen in Aargauer Gemeinden 

Alle vier interviewten Gemeinden halten sich an die gesetzlichen Vorgaben und beaufsichtigen ihre 

Betriebe in der schul- und familienergänzenden Kinderbetreuung mindestens alle zwei Jahre, die Ta-

gesfamilien jährlich.  

Der Gesamtaufwand variiert stark, ausschlaggebend sind die Anzahl der zu prüfenden Qualitätskrite-

rien und die Professionalität der Aufsichtsrolle. In den geführten Interviews zeigt sich, dass es Ge-

meinden gibt, die in einem kurzen Gespräch mit der Institutionsleitung erfragen, ob alles in Ordnung 

sei oder ob Probleme festgestellt werden. In anderen Gemeinden wird ein Aufsichtsprozess mit über 

50 Kontrollpunkten geschildert, der von der Gebäudesicherheit über das Hygienekonzept und den 

pädagogischen Zielen bis hin zu Einsatzplänen des Betreuungspersonals und Führungsthematiken 

prüft. Der Aufwand für die Aufsichtsbesuche variiert entsprechend dem Umfang der Aufsicht, was im 

nächsten Abschnitt aufgezeigt wird. Die Qualitätssicherung in der Kinderbetreuung und die Minimie-

rung der Risiken, die das Kindeswohl gefährden, ist bei einer professionellen Aufsicht gegeben, bei 

einem relativ informell geführten Gespräch mit der Leitungsperson weniger.  

Der Aufwand für die Aufsichtsbesuche von Kitas und Tagesstrukturen beträgt bei zwei untersuchten 

kleineren Gemeinden durchschnittlich ein bis zwei Stunden pro Betrieb (hinzu kommt noch die Ver-

schriftlichung der Resultate, die auf eine Stunde geschätzt wird). Die PAVO dient als Grundlage für 

die Aufsichtsbesuche (siehe Tabelle 3). Dabei variiert der Aufwand, da er abhängig von der jeweili-

gen Situation ist (beispielsweise Wechsel der Betriebsleitung, Rekrutierung von Betreuungspersonal 

in Tagesstrukturen). 

Bei Aufsichtsorganisationen und grösseren Gemeinden ist der Arbeitsaufwand höher. Dies liegt ins-

besondere daran, dass die Aufsichtskriterien in unterschiedlichen Qualitätsbereichen festgelegt sind 

und dementsprechend alle kontrolliert und dokumentiert werden müssen. Grössere Gemeinden mit 

mehr Kinderbetreuungsangeboten geben einen Arbeitsaufwand von 14 bis 16 Stunden pro Betrieb 

und Aufsichtsprozess an.  

Bei Tagesfamilien ist der Aufwand der Gemeinden vergleichbarer. Kleinere Gemeinden geben eine 

bis zwei Stunden Personalressourcen für das Gespräch und das Besichtigen der Räumlichkeiten an, 

ohne das Verfassen eines Berichts (dieses wird auf eine bis anderthalb Stunden geschätzt) an.23 

Aufsichtsorganisationen und grössere Gemeinden benötigen rund vier bis fünf Stunden für die ge-

samte Aufsicht bei Tagesfamilien.  

Der Gesamtaufwand variiert stark, je nach Ausgestaltung der Aufsicht. Auf den ganzen Kanton Aar-

gau hochgerechnet, beträgt die Schätzung des jährlichen Gesamtaufwands zwischen knapp  

700 Stunden (rund 35 Stellenprozente; wenig professionalisierter Prozess) und 3'300 Stunden (rund 

160 Stellenprozente; professionalisiertes und dokumentiertes Verfahren) für Kitas und Tagesstruktu-

ren sowie zwischen 570 Stunden (rund 30 Stellenprozente; wenig professionalisierter Prozess) und 

860 Stunden (rund 40 Stellenprozente; professionalisiertes und dokumentiertes Verfahren) für Ta-

gesfamilien.24  

Schlechte Rahmenbedingungen erschweren die Bildungsarbeit in der Kinderbetreuung. Je höher die 

Qualität des Betriebs ist, desto wirksamer ist die Kinderbetreuung für die weitere Entwicklung des 

Kindes und desto höher ist der Return-on-Investment für die öffentliche Hand und die gesamte 

Volkswirtschaft (Jacobs Foundation 2016, 2018, 2020, siehe auch Kapitel 2.3). Die zusätzlichen 

Stunden einer professionellen Qualitätssicherung kommen daher direkt der Qualität der Betriebe und 

somit auch den Kindern zugute. 

 
23 Nicht in allen Gemeinden ist die schriftliche Berichterstattung Teil des Aufsichtsprozesses.   
24 Der Kanton Aargau geht von 210 Kitas und 252 Tagesstrukturen sowie 191 Tagesfamilien aus. Die Aufsicht bei Kitas und Tagesstrukturen 

erfolgt gemäss PAVO alle 2 Jahre, bei Tagesfamilien jährlich. Die geschätzten Stunden wurden auf die Betriebe hochgerechnet. 
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 Herausforderungen der Aargauer Gemeinden 

Die befragten Gemeinden und Organisationen sehen strukturelle Herausforderungen im Bereich der 

Bewilligung und Aufsicht der Kinderbetreuung in Bezug auf die fehlende Professionalisierung und 

Standardisierung sowie die knappen Ressourcen. Die Grösse der Gemeinde steht dabei nicht im di-

rekten Zusammenhang mit dem Grad der Professionalisierung bei der Bewilligung und der Aufsicht. 

Weiter wird ein starker Fokus auf die Strukturqualität gelegt, während die Prozess- und Orientie-

rungsqualität nur am Rande überprüft werden.25 Die befragten Gemeinden wünschen sich zur Unter-

stützung Instrumente wie Merkblätter, Guidelines und Checklisten sowie die Möglichkeit zum Aus-

tausch mit anderen Gemeinden mit ähnlichem Wissensstand. Einige würden auch 

Vernetzungsanlässe mit Personen aus den Betreuungseinrichtungen als wichtig erachten, um die 

Qualitätsstandards zu erhöhen. 

4.5 Interkantonaler Vergleich: Qualitätsstandards sowie Bewilligung und Aufsicht 

Der interkantonale Vergleich zeigt: Bezüglich der kantonalen Vorgaben für Qualitätsstandards für 

Kindertagesstätten und Tagesfamilien sind die Kantone Aargau und Luzern die einzigen Kantone al-

ler Vergleichskantone (Basel-Landschaft, Bern, Solothurn, St. Gallen, Thurgau, Zug und Zürich), die 

keine Qualitätsvorgaben auf kantonaler Ebene erlassen (Zusatzuntersuchungen DGS [2023], Kapitel 

4.2). In beiden Kantonen wird die Festlegung von Qualitätsstandards an die Gemeinden delegiert. Im 

Kanton Luzern hat der Verband Luzerner Gemeinden Qualitätskriterien für Kindertagesstätten im 

Kanton Luzern sowie Empfehlungen für Qualitätsanforderungen an Tageselternvermittlungsorganisa-

tionen und Tageseltern erlassen (Verband Luzerner Gemeinden, 2020). Im Kanton Luzern sowie im 

Kanton Solothurn sind zurzeit politische Prozesse zur Definition von kantonalen Qualitätsvorgaben 

sowie zu einer stärkeren Verantwortung des Kantons bei Bewilligung und Aufsicht im Gang.  

Für die Bewilligung und die Aufsicht von Kindertagesstätten ist in der Mehrheit der Vergleichskan-

tone (Basel-Landschaft, Bern, St. Gallen, Solothurn und Thurgau) der Kanton zuständig. Die kommu-

nale Zuständigkeit für Bewilligung und Aufsicht von Kindertagesstätten gilt in den Kantonen Aargau, 

Luzern, Zug und Zürich. Im Kanton Zug hat der Kanton jedoch eine Oberaufsichtsfunktion26.  

In Bezug auf die Tagesstrukturen ist auch das Bild betreffend Qualitätsstandards heterogener. In den 

Kantonen Solothurn und St. Gallen legen die Schul- respektive die Einwohnergemeinden die Quali-

tätsvorgaben für die von der Gemeinde angebotenen Tagesstrukturen fest. Im Kanton Luzern müs-

sen kantonale Qualitätsanforderungen für den Erhalt der Kantonsbeiträge erfüllt sein und gelten nur 

für von der Gemeinde respektive der Schule geführten Angebote. In den Kantonen Bern, Zug und 

Zürich existieren kantonale Qualitätsvorgaben bei Tagesstrukturen. Im Kanton Aargau sind die Ge-

meinden für die Definition der Qualitätsstandards zuständig.  

Bei den Tagesstrukturen und Tagesfamilien liegt die Zuständigkeit für Bewilligung und Aufsicht mehr-

heitlich bei den Gemeinden. In den Kantonen Bern, Solothurn, St Gallen und Zürich sind Tagesstruk-

turen, die von der Einwohnergemeinde oder Schulgemeinde betrieben werden, nicht bewilligungs-

pflichtig, respektive unterstehen der gemeindeeigenen Schulaufsicht. Private Angebote müssen 

jedoch vom Kanton bewilligt und beaufsichtigt werden. Bei den Tagesfamilien ist in der Mehrheit der 

Vergleichskantone (Aargau, Basel-Landschaft, Luzern, St. Gallen, Zug, Zürich) die Gemeinde für 

Aufsicht und Meldepflicht zuständig. Lediglich in den Kantonen Bern, Solothurn und Thurgau ist der 

Kanton für Aufsicht und Meldepflicht zuständig. 

 
25 Die Strukturqualität umfasst Rahmenbedingungen wie die Infrastrukturqualität, den Betreuungsschlüssel, die Qualifikation und die Arbeitsbe-

dingungen des Personals sowie die Öffnungszeiten. Die Prozessqualität umfasst Aspekte wie die Interaktion zwischen den Kindern, deren Be-

treuerinnen und Betreuer und der Umwelt, welche in der Regel im Rahmen des pädagogischen Konzepts festgelegt werden  

(SODK/EDK 2022: 7). 
26 In der Praxis bedeutet die kantonale Oberaufsicht, dass der Kanton Zug die von den Gemeinden ausgestellten Bewilligungen und Aufsichts-

berichte stichprobenartig überprüft. Zudem erstellt der Kanton ein Monitoring zu Anzahl Betrieben, Plätzen, Aufsichtsbesuchen und Beanstan-

dungen. Zur Qualitätssicherung organisiert der Kanton mehrmals jährlich Erfahrungsaustauschtreffen zwischen den zuständigen Stellen der 

Gemeinden.  
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4.6 Finanzierungs- und Tarifmodelle in den Gemeinden 

Die Gemeinden sind gemäss § 4 Abs. 2 KiBeG dazu verpflichtet, sich gemäss wirtschaftlicher Leis-

tungsfähigkeit der Eltern an den Kosten für die institutionelle Kinderbetreuung zu beteiligen. Die Ge-

meinden erlassen zu diesem Zweck Elternbeitragsreglemente.  

Die Ergebnisse aus den elf Fallstudiengemeinden zeigen, dass zwar alle der untersuchten Gemein-

den das steuerbare Einkommen als Grundlage für die Berechnung der Subventionen verwenden, es 

aber dennoch grosse Unterschiede bei der Berechnung des "massgebenden Einkommens" gibt (Stu-

die INFRAS [2023], Kapitel 5.3.1). Als Voraussetzung, um Anspruch auf Subventionen zu bekom-

men, werden – neben einer Erwerbstätigkeit beider Elternteile (in zehn von elf Gemeinden) – in neun 

von elf Gemeinden verschiedene weitere Faktoren definiert, die einer Erwerbstätigkeit gleichgestellt 

sind: Aus- oder Weiterbildung, Arbeitslosigkeit (gemäss Arbeitslosenversicherung ist dabei das Krite-

rium der "Vermittelbarkeit" entscheidend), Eingliederungsmassnahmen von Sozialversicherungen, 

Invalidität oder soziale Indikation. 

Weiter wird in allen Systemen eine Einkommensschwelle definiert, ab welcher die Haushalte keinen 

Anspruch auf Subventionen mehr haben. Nur in zwei Gemeinden sind die Tarife linear ausgestaltet, 

womit es in neun Gemeinden zu Schwelleneffekten kommt. Die Finanzierungs- und Tarifmodelle der 

elf untersuchten Gemeinden weisen in der Tendenz hohe Hürden auf für den Bezug von Subventionen. 

So müssen die Eltern, mit Ausnahme einer Gemeinde, zunächst die vollen Kosten der Kinderbetreu-

ung bezahlen und können die Subvention erst rückwirkend beantragen. Das Prozedere für den Nach-

weis des Subventionsanspruchs ist meist aufwendig ausgestaltet, sowohl für die Eltern als auch für 

die Gemeindebehörden. So müssen Gesuche mehrmals jährlich oder gar monatlich eigereicht und 

geprüft werden. 

5. Situation der Betreuungseinrichtungen im Kanton Aargau  

Die folgenden Ausführungen zur Situation der Betreuungseinrichtungen stammen aus der im Rah-

men der Studie INFRAS (2023) durchgeführten Online-Erhebung bei Trägerschaften und Tagesfami-

lienorganisationen. Die Rücklaufquote betrug bei den Kitas 72 %, bei den Tagesstrukturen 73 % und 

bei den Tagesfamilienorganisationen 100 %.  

5.1 Anzahl Einrichtungen und Verteilung 

Gemäss Gemeindebefragung gibt es im Kanton Aargau total 576 Kinderbetreuungseinrichtungen (in-

klusive Tagesfamilien). Fast die Hälfte der Einrichtungen sind Tagesstrukturen (N=252), etwas mehr 

als ein Drittel (N=210) Kindertagesstätten und rund eines von fünf Angeboten Tagesfamilien, vermit-

telt über eine Tagesfamilienorganisation. Tagesfamilien, die keiner Tagesfamilienorganisation ange-

schlossen sind, sind nicht Bestandteil des Berichts, weil diese nicht flächendeckend erreicht werden 

können.  

Die Anzahl Einrichtungen variiert stark nach Bezirk. So befinden sich zwei Drittel aller Einrichtungen 

in nur vier Bezirken: Aarau (N=65), Baden (N=116), Bremgarten (N=65) und Lenzburg (N=69). In den 

restlichen Bezirken liegt die Anzahl der Einrichtungen deutlich tiefer, in Laufenburg zum Beispiel bei 

38 und in Zurzach bei 29.27  

 
27 Ein Überblick zur Anzahl Einrichtungen pro Bezirk findet sich in der Studie INFRAS (2023), Kapitel 2.1.1, Abbildung 2.  
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5.2 Trägerschaften und Angebote 

Von den 151 Kitas, die an der Umfrage teilgenommen haben, weisen nur zwei eine öffentliche Trä-

gerschaft auf, die restlichen 149 werden von einer privaten Trägerschaft geführt. Die 151 Kitas stel-

len zusammen 4’314 Betreuungsplätze zur Verfügung. Die Hälfte aller Kitas bietet zwischen 17 und 

35 Plätze an. Die grösste Kita im Kanton Aargau hat 135 Plätze, die kleinste verfügt über 12 Plätze.  

Zu den Tagesstrukturen werden in dieser Studie alle schulergänzenden Angebote wie Tagesschu-

len, Mittagstische oder modulare Tagesstrukturen gezählt. 57 % der befragten Tagesstrukturen ha-

ben eine private (N=105) und 43 % (N=79) eine öffentliche Trägerschaft. Rund drei Viertel der be-

fragten Einrichtungen bieten Betreuung entweder im Schulgebäude oder auf dem Schulareal 

(N=132) an. Trotz der geografischen Nähe einer Mehrheit der Angebote, geben dennoch 43  % der 

Tagesstrukturen an, keinen regelmässigen Austausch respektive keine regelmässige Zusammen-

arbeit mit der Schule zu haben. 60 % der Tagesstrukturen geben an, punktuell mit der Schule zu-

sammenzuarbeiten und 25 %, dass sie Austauschgefässe mit der Schule haben.  

Tagesfamilien betreuen Kinder bis zum Ende der obligatorischen Schulzeit. Die Betreuungsmöglich-

keiten sind sehr flexibel verglichen mit Kitas und Tagesstrukturen. Im Kanton Aargau gab es im Mai 

2022 laut Tagesfamilienorganisationen 191 vermittelte Tagesfamilien. Diese stellen – vermittelt über 

eine der sieben Tagesfamilienorganisationen, die im Kanton Aargau tätig sind – 140 Betreuungs-

plätze zur Verfügung.  

5.3 Auslastung 

Der Auslastungswert beschreibt, wie viele der von den Kitas, Tagesstrukturen und Tagesfamilien an-

gebotenen Plätze tatsächlich belegt sind. In Kitas gelten Auslastungswerte zwischen 80 % und 90 % 

als gute Auslastung. In den Tagesstrukturen werden in der Regel über alle Module betrachtet gerin-

gere Auslastungswerte erreicht, weil ein Teil der Kinder am Nachmittag Schulunterricht hat. Auslas-

tungskennzahlen sind auch für die Abschätzung von Nachfragepotenzialen interessant: Hohe Aus-

lastungswerte deuten darauf hin, dass eine grosse, eventuell ungedeckte Nachfrage besteht. 

Geringe Auslastungswerte können auf einen gesättigten Markt oder ein ausreichendes Angebot hin-

deuten.  

Die Studie INFRAS (2023) stellt die derzeitige Auslastung von Kitas und Tagesstrukturen nach eige-

ner Einschätzung der Trägerschaften dar. Etwas weniger als eine von vier Kitas ist voll ausgelastet 

und hat kaum oder keine Kapazitäten mehr (22 %). Die Hälfte der Kitas ist gut ausgelastet und hat 

nur an einzelnen Wochentagen beziehungsweise in einzelnen Modulen noch freie Kapazitäten 

(50 %). Etwas mehr als ein Viertel der Kitas ist hingegen nicht ausgelastet und hat an mehreren Wo-

chentagen/ Modulen noch freie Kapazitäten (28 %).  

Bei den Tagesstrukturen ist die durchschnittliche Auslastung tiefer als bei den Kitas. Nur eine von  

25 Tagesstrukturen gibt an, gut ausgelastet zu sein (4 %; gegenüber 22 % bei den Kitas). Die meis-

ten Tagesstrukturen haben entweder noch an einzelnen Tagen/Modulen (47 %) oder an einigen Ta-

gen/ Modulen (48 %) freie Kapazitäten.  

Hingegen übersteigt die Nachfrage nach Betreuung in Tagesfamilien das Angebot. Alle Tagesfamili-

enorganisationen geben an, zurzeit nicht genügend Tagesfamilien zu finden, um die Nachfrage zu 

stillen. Sechs (von sieben) Tagesfamilienorganisationen, die derzeit Tagesfamilien vermitteln, führen 

zudem eine Warteliste. Dieses Ergebnis widerspiegelt sich auch in der Elternbefragung (Studie INF-

RAS [2023]). Eine Aufschlüsselung nach Betreuungsform zeigt dabei, dass es für Familien vor allem 

schwierig ist, einen Platz in Tagesfamilien zu finden. Fast jede zweite Familie, die eine Tagesfamilie 

nutzt, gibt an, dass es eher oder sehr schwierig war, den Platz zu finden (46 %). 



 

 24 von 37 
 

5.4 Finanzielle Situation der Trägerschaften 

Bei den Kitas und Tagesstrukturen weisen je rund 30 % der befragten Einrichtungen im Betriebsjahr 

2021 einen Verlust aus.28 Die finanzielle Situation scheint für Tagesstrukturen etwas angespannter 

zu sein als für die Kitas. Insbesondere konnten deutlich mehr Kitas im Vergleich zu Tagesstrukturen 

einen Gewinn erwirtschaften: Während mehr als jede vierte Kita einen Gewinn aufwies (28 %), ge-

lang dies nur rund etwas mehr als jeder zehnten privaten Tagesstruktur (13 %). Bei den Kitas hängt 

das Betriebsergebnis von der Grösse ab. Ein Drittel der kleinen Kitas geben an, dass sie das eigene 

Betriebsergebnis nicht kennen. Je 23 % der kleinen Kitas haben einen Gewinn, Verlust oder ein aus-

geglichenes Ergebnis. Bei den mittleren Kitas ist die grösste Kategorie mit 36 % jene mit Verlust, bei 

den grossen Kitas ist die grösste Kategorie diejenige mit einem Gewinn (40 %). Wird das Betriebsre-

sultat der Tagesstrukturen nach der Art der Einrichtung betrachtet, zeigen sich ebenfalls Unter-

schiede: Die reinen Mittagstische machen entweder Verluste oder haben ein ausgeglichenes Ergeb-

nis (je 50 %). Bei den modularen Tagesstrukturen gibt es bezüglich Betriebsresultat mehr 

Variationen: Mit 36 % ist die Kategorie, die Verluste verzeichnet, am grössten, gefolgt von 29 %, die 

ein ausgeglichenes Ergebnis verzeichnen. 

Defizitgarantien der Gemeinden sind selten: Im Fall eines Verlusts erhalten 3 % der privaten Kitas 

und 28 % der privaten Tagesstrukturen von der Gemeinde eine Defizitgarantie.  

5.5 Personal 

 Ausbildung 

Die pädagogische Qualität in den Einrichtungen hängt unter anderem von der Qualifikation des dort 

beschäftigten Personals ab. Für die Betreuungsqualität ausschlaggebend ist die Ausbildung der Mit-

arbeitenden. Dabei zählen Personen in Ausbildung, Praktikantinnen und Praktikanten sowie Perso-

nen ohne pädagogische Ausbildung nicht zum pädagogisch ausgebildeten Personal, während Perso-

nen mit fachlich relevanten Sek II- oder Tertiär A/B-Abschlüssen sowie Leitungspersonal zum 

ausgebildeten Personal zählen.  

Im kantonalen Durchschnitt liegt der Anteil des pädagogisch ausgebildeten Personals in Kitas bei 

52 %. 48 % des Personals in Kitas sind Praktikantinnen und Praktikanten oder Personen in pädago-

gischer Ausbildung beziehungsweise ohne fachspezifische Ausbildung. Bei den Tagesstrukturen hal-

ten sich die Anteile des Personals mit pädagogischer Ausbildung und jenem des Personals in päda-

gogischer Ausbildung beziehungsweise ohne pädagogische Ausbildung genau die Waage. Diese 

Werte sind direkt auf die Qualitätskriterien der Gemeinden zurückzuführen. 

Die Vorgaben zur Qualifikation des Personals sind im Kanton Aargau im Durchschnitt tiefer als die 

Empfehlungen der Konferenz der kantonalen Sozialdirektorinnen und Sozialdirektoren (SODK) und 

der Konferenz der kantonalen Erziehungsdirektorinnen und -direktoren (EDK): Während SODK/EDK 

empfehlen, dass 60 % bis 80 % des Betreuungspersonals pädagogisch ausgebildet ist, liegt dieser 

Anteil bei den Aargauer Gemeinden bei durchschnittlich 50 %. Dies spiegelt sich in den Ergebnissen 

der befragten Einrichtungen wider.  

 Praktika  

Über neun von zehn Kitas stellen Praktikantinnen oder Praktikanten an (93 %). Praktikantinnen und 

Praktikanten gelten als nicht qualifiziertes Personal. Kitas mit Praktikantenstellen beschäftigen die 

Personen meistens auch über das Praktikum hinaus: Eine von drei Kitas gibt an, Praktikantinnen res-

pektive Praktikanten in allen Fällen weiter zu beschäftigen (31 %). Die Hälfte der Kitas tut dies in drei 

 
28 Das Betriebsjahr 2021 ist beeinflusst von den Auswirkungen der COVID-19 Pandemie. Die Ergebnisse aus der Studie von INFRAS zeigen, 
dass die Kitas im Kanton Aargau unterschiedlich von der Corona-Pandemie beeinflusst wurden. Knapp ein Drittel der Kitas hat ihr Angebot auf-
grund der Pandemie angepasst. 52% dieser Kitas haben seit 2020 ihr Platzangebot oder das Personal reduziert, während 45% das Platzange-
bot resp. das Personal ausgebaut haben (weitere 3% gaben andere Anpassungsmassnahmen an). Weiter waren die Kitas mit Personalausfällen 
aufgrund von Krankheiten konfrontiert. Verschiedene Kitas meldeten Kurzarbeit an. Im Rahmen der durch den Bund finanzierten Ausfallentschä-
digung erhielten 197 Betreiber insgesamt 5,8 Millionen Franken. Wie genau sich die COVID-19 Pandemie auf das Betriebsjahr 2021 ausgewirkt 
hat ist nicht abschliessend zu beurteilen.  
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Vierteln aller Fälle (52 %). Nur 5 % der Kitas (N=7) verlängern die Beschäftigung nach dem Prakti-

kum nie. Generell stellen grössere Kitas häufiger Praktikantinnen und Praktikanten an und beschäfti-

gen sie nach Ende des Praktikums auch häufiger weiter.  

Der Medianlohn (Bruttojahreslohn) für Praktikantinnen und Praktikanten liegt kantonsweit bei 

Fr. 10'500.–. Die jährlichen Praktikumslöhne der Hälfte aller Kitas bewegen sich zwischen Fr. 9’500.– 

und Fr. 11'470.–, wobei der tiefste Lohn bei Fr. 4’800.– und der höchste bei Fr. 19’400.– liegt. Die 

Tripartite Kommission für den Vollzug der flankierenden Massnahmen und des Arbeitslosenversiche-

rungsrechts Aargau (TPK) hat im Jahr 2018 einen minimalen Jahreslohn von Fr. 9'750.– ab 18 Jah-

ren und einen minimalen Jahreslohn von Fr. 9'100.– an unter 18-Jährige empfohlen. Die Empfehlung 

bezüglich Jahreslohn für Ausbildungspraktika von kibesuisse für das Jahr 2021 liegt zwischen  

Fr. 10’400.– und Fr. 12’350.– (kibesuisse 2021).  

In den Tagesstrukturen sind Praktika viel weniger verbreitet als in den Kitas: Nur gut eine von drei 

Tagesstrukturen beschäftigt Praktikantinnen und Praktikanten (33 %), dafür stellen rund 85 % der 

Tagesstrukturen diese Personen in 75 % der Fälle oder öfters nach Ablauf des Praktikums fest an.  

Betreffend die (Weiter-)Beschäftigung von Praktikantinnen und Praktikanten ist auch relevant zu be-

trachten, welches Personal bei der Berechnung des Betreuungsschlüssels eingerechnet werden darf 

beziehungsweise welcher Anteil des Betreuungspersonals pädagogisch ausgebildet sein muss.  

Im kantonalen Durchschnitt liegt der Anteil des pädagogisch ausgebildeten Personals in Kitas wie 

oben erwähnt bei 52 %. 48 % des Personals in Kitas sind Praktikantinnen und Praktikanten oder Per-

sonen in/ohne fachspezifische Ausbildung (Studie INFRAS [2023], Kapitel 2.4). Die SODK/EDK emp-

fiehlt einen Anteil von 60 % bis 80 % des Personals mit pädagogischer Ausbildung.  

6. Rechtsgutachten Praktika 

Im Rahmen der Zusatzerhebungen DGS (2023) hat Rechtsanwältin und Notarin Gabriela Mathys im 

Auftrag des Departements Gesundheit und Soziales ein Rechtsgutachten zum Thema Regulierungs-

möglichkeiten von Praktika in der familien- und schulergänzenden Kinderbetreuung im Kanton Aar-

gau erstellt.  

6.1 Interkantonaler Vergleich 

Rechtanwältin und Notarin Gabriela Mathys erstellte einen interkantonalen Vergleich mit den unter-

schiedlichen Lösungen zur Thematik der Praktika in der Kinderbetreuung (siehe Tabelle 4). Die Ver-

gleichskantone regulieren Praktika in der Kinderbetreuung mittels diverser Massnahmen, die grund-

sätzlich alle auch für den Kanton Aargau möglich wären.  

Tabelle 4: Empfehlungen und Regulierungen zu Praktikastellen im interkantonalen Vergleich 

Aargau Die Tripartite Kommission (TPK) für den Vollzug der flankierenden Massnahmen und 

des Arbeitslosenversicherungsrechts Aargau stellt keine missbräuchliche Branchensitua-

tion fest. Empfehlungen zu Löhnen, Gesamtdauern und Ausbildungsteil in Praktika erlas-

sen.  

Basel-Landschaft Kein Bedarf zur Regulierung von Praktikastellen 

Bern Merkblatt der KAMKO (TPK Bern) 

Luzern Rechtlich unverbindliche Empfehlung der TKA; Vernehmlassungsverfahren: kantonaler 

Normalarbeitsvertrag (NAV) Kita 
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Aargau Die Tripartite Kommission (TPK) für den Vollzug der flankierenden Massnahmen und 

des Arbeitslosenversicherungsrechts Aargau stellt keine missbräuchliche Branchensitua-

tion fest. Empfehlungen zu Löhnen, Gesamtdauern und Ausbildungsteil in Praktika erlas-

sen.  

Solothurn Leitfaden Verein Kindertagesstätten Kanton Solothurn zusammen mit Amt für Wirtschaft 

und Arbeit 

Zug Genehmigungspflicht für berufsvorbereitende Praktika in der Ausführungsverordnung 

zum EG Berufsbildung und Wegleitung 

Zürich Merkblatt der TPK  

6.2 Möglichkeiten zur Regulierung von Praktikastellen in Kindertagesstätten 

Für die Regelung von Praktikastellen in Kindertagesstätten gibt es verschiedene Ansatzpunkte. Je 

nachdem, welche Themen geregelt werden soll, stehen gesetzliche Regeln oder andere Massnah-

men zur Verfügung. Folgende Möglichkeiten zur Regelung des Bereich Praktika in Kindertagesstät-

ten existieren:  

• Regelung der Lohn- und Arbeitsbedingungen:  

Auf kantonaler Ebene (gemäss Art. 360a ff. OR) kann die TPK Empfehlungen erlassen oder, nach 

Feststellung einer wiederholt missbräuchlichen Unterbietung der branchenüblichen Löhne, bei der 

zuständigen Behörde (Regierungsrat) den Erlass eines befristeten kantonalen Normalarbeitsver-

trags mit verbindlichen Mindestlöhnen beim Regierungsrat beantragen.  

• Empfehlungen TPK bestehen im Kanton Aargau bereits. Solche Empfehlungen lassen sich man-

gels einer gesetzlichen Einhaltungsverpflichtung nicht rechtlich verbindlich durchsetzen und sind 

somit auch für die Betroffenen unverbindlich. Eine wiederholt missbräuchliche Branchensituation 

bezüglich Praktika hat die TPK Aargau bislang verneint.  

• Ein Normalarbeitsvertrag würde eine hohe Verbindlichkeit mit sich bringen, bedeutet jedoch auch 

einen Eingriff in die unternehmerischen Möglichkeiten der Institutionen und kann zu einer Kalibrie-

rung nach unten führen (wenn Institutionen, die derzeit mehr als einen [im Normalarbeitsvertrag 

definierten] Mindestlohn ausbezahlen, sich dem Normalarbeitsvertrag anpassen).  

• Auf kantonaler Ebene (gemäss Art. 359-360 OR) kann die zuständige Behörde (der Regierungs-

rat) bei Bedarf für einzelne Arten von Arbeitsverhältnissen auch einen ordentlichen, unbefristeten 

Normalarbeitsvertrag mit Bestimmungen über deren Abschluss, Inhalt und Beendigung erlassen. 

Derartige Bestimmungen sind jedoch bloss dispositiver Natur und können daher vertraglich weg-

bedungen werden. 

• Regelungen über Qualität der Kindertagesstätten insbesondere Betreuungsschlüssel: 

Auf kantonaler Ebene wäre eine entsprechende Regelung im KiBeG möglich. Das KiBeG könnte 

den Betreuungsschlüssel kantonal regeln und festhalten, dass Praktika nicht oder weniger zum 

Betreuungsschlüssel beitragen als ausgebildetes Fachpersonal.  

Auf kommunaler Ebene könnte mit den bestehenden gesetzlichen Grundlagen der Betreuungs-

schlüssel in kommunalen Reglementen, im Rahmen der Bewilligung und der Aufsicht oder in 

Leistungsvereinbarungen zwischen Institution und Gemeinde festgehalten werden.  

• Empfehlung oder Bewilligungspflicht durch einen Dachverband (analog Kanton Solothurn):  

Der private Dachverband muss gewillt sein, eine Bewilligungspflicht (unter Umständen auch ge-

gen den Willen) seiner Mitglieder aufzustellen und durchzusetzen. Dabei wirkt die Bewilligungs-

pflicht nur bei den Mitgliedern des Dachverbands.  



 

 27 von 37 
 

• Regelungen über berufliche Bildung analog Kanton Zug:  

Auf kantonaler Ebene ist eine Regelung im Berufs- und Weiterbildungsgesetz Kanton Aargau 

(GWB) und in der Verordnung über Berufs- und Weiterbildung Kanton Aargau (VBW) möglich. 

Eine Bewilligungspflicht für Praktika im Bereich der Kinderbetreuung erlaubt klare Vorgaben. Sie 

bedeutet jedoch auch zusätzlichen Aufwand für die Bewilligungen und Kontrollen von Praktika.   

Gemäss obigen Ausführungen stellt Rechtsanwältin und Notarin Gabriela Mathys fest, dass die 

rechtlichen Möglichkeiten für eine Regulierung von Praktika in Kindertagesstätten im Kanton Aargau 

vorhanden sind. Dabei hält sie fest, dass eine Regulierung im Bereich Praktika einen Eingriff in die 

Wirtschaftsfreiheit der Kinderbetreuungsinstitutionen darstellt. Zudem führe ein Verbot von Praktika-

stellen oder die Einschränkung von Praktika nicht zwingend dazu, dass diese Personen zu besseren 

Bedingungen angestellt würden. Es bestehe die Möglichkeit, dass Kitas keine Praktikaplätze mehr 

anbieten würden. Weiter sei zu bedenken, dass jede Erhöhung der Praktikalöhne zu einer Kostener-

höhung der Kitas führe. 

7. Erwartungen der Unternehmen 

INFRAS (2023) hat eine Stichprobenumfrage bei den Unternehmen des Kantons Aargau durchge-

führt und dafür 12'420 Unternehmen angeschrieben, 1'460 Unternehmen haben die Umfrage beant-

wortet. Die Rücklaufquote beträgt somit 13,1 %.  

7.1 Wichtigkeit des Themas 

INFRAS hat die Unternehmen danach gefragt, wie wichtig das Thema "Vereinbarkeit von Familie und 

Beruf" heute und in zehn Jahren für ihr Unternehmen ist. Während heute die Hälfte der Aargauer Un-

ternehmen den Stellenwert des Themas "Vereinbarkeit von Beruf und Kinderbetreuung" als wichtig 

betrachtet, geben knapp zwei Drittel (64 %) an, dass das Thema für ihr Unternehmen in den nächs-

ten zehn Jahren wichtiger wird. Knapp eines von vier Unternehmen geht davon aus, dass der Stel-

lenwert des Themas in zehn Jahren weniger wichtig sein wird (27 %). Abbildung 7 zeigt den Stellen-

wert des Themas heute und in zehn Jahren auf. 

Abbildung 7: Stellenwert des Themas "Vereinbarkeit von Beruf und Kinderbetreuung" heute / in 10 Jahren 

 

N = 1’460 

Grafik: Studie INFRAS (2023). Quelle: Unternehmensbefragung. 
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Bei der Einschätzung der Wichtigkeit spielt die Grösse des Unternehmens eine Rolle. Je grösser das 

Unternehmen, desto wichtiger wird der Stellenwert des Themas heute eingeschätzt. So findet eine 

knappe Minderheit der Mikro-Unternehmen (Anzahl Mitarbeitende 1 bis 9) das Thema eher wichtig 

oder sehr wichtig (48 %). Bei den grossen Unternehmen ist es mit über vier von fünf Unternehmen 

eine klare Mehrheit (81 %). 

Das Departement Gesundheit und Soziales hat zum vertieften Verständnis qualitative Interviews29 

mit zwölf ausgewählten Unternehmen geführt.30 Befragt nach der Relevanz der Vereinbarkeit von Fa-

milie und Beruf für das Unternehmen auf einer Skala von 0 (überhaupt nicht relevant) bis 10 (sehr 

relevant) haben neun von zwölf Unternehmen für das Jahr 2023 einen Wert von 8 und höher ange-

geben. Die neun Unternehmen betonen, dass betriebliche Massnahmen zur Vereinbarkeit von Fami-

lie und Beruf absolut zentral sind für die Rekrutierung von Fach- respektive Arbeitskräften. Drei Un-

ternehmen schätzen das Thema Vereinbarkeit von Familie und Beruf als lediglich eher relevant (aus 

den Branchen Verkehr und Lagerei, Information und Kommunikation), respektive eher nicht relevant 

(aus der Branche Baugewerbe/Bau) ein. Bei allen drei Unternehmen handelt es sich um Berufe mit 

einem hohen Anteil an männlichen Beschäftigten (≥80 %).  

7.2 Massnahmen der Unternehmen 

Gemäss der Unternehmensbefragung der Studie INFRAS (2023) unterstützen über acht von zehn 

der befragten Unternehmen ihre Mitarbeitenden bei der Vereinbarkeit von Beruf und Familie mit 

Massnahmen wie Teilzeitarbeit, Jobsharing, Home-Office sowie der Möglichkeit der Reduktion des 

Vollpensums auf 40 Stunden pro Woche. Nur gut jedes zwölfte Unternehmen im Kanton Aargau 

(8 %) bietet keine der gängigen Massnahmen zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf an. Dabei 

stellt INFRAS Unterschiede zwischen den Sektoren und der Grösse der Unternehmen fest.  

Die Aufschlüsselung nach Unternehmensgrösse macht deutlich: Je grösser das Unternehmen, desto 

häufiger sind allgemeine Massnahmen zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf vorhanden. Das zeigt 

sich beispielsweise bei der Möglichkeit für Teilzeitarbeit: Während mit 74 % rund drei von vier Mikro-

Unternehmen diese Option anbieten, sind es bei den grossen Unternehmen mit 98 % so gut wie alle. 

Spannend ist die Option für Home-Office und mobiles Arbeiten: In Mikro-Unternehmen ist dies in vier 

von zehn Unternehmen möglich (40 %), von den grossen Unternehmen bieten diese Möglichkeit fast 

alle an (95 %). Die grossen Unternehmen haben bei allen Massnahmen die höchsten Prozentwerte. 

Zwischen den Mikro-Unternehmen und den grossen Unternehmen steigen die Werte jeweils für die 

kleinen und mittleren Unternehmen graduell an. Dabei gibt es allerdings eine Ausnahme: In Mikro-

Unternehmen (21 %) beträgt das Vollzeitpensum häufiger als in kleinen und mittleren Unternehmen 

(je 15 %) 40 Stunden oder weniger pro Woche (grosse Unternehmen: 29 %). 

Im Vergleich zwischen den Branchen bieten Unternehmen aus dem Dienstleistungssektor häufiger 

die Option auf Teilzeitarbeit (82 %) als Unternehmen aus dem Primärsektor und der Industrie- und 

Baubranche (69 %). Im Gegenzug liegt bei den Unternehmen aus dem Primärsektor, der Industrie- 

und Baubranche das Vollzeitpensum häufiger bei 40 Stunden oder weniger pro Woche (25 %) als im 

Dienstleistungssektor (17 %). Wenig erstaunlich zeigt sich auch, dass Unternehmen aus dem Pri-

märsektor, der Industrie- und der Baubranche – wohl auch einfach deshalb, weil dies die Arbeitsum-

stände nicht zulassen – seltener die Möglichkeit für Home-Office oder mobiles Arbeiten anbieten 

(36 %) als Unternehmen aus der Dienstleistungsbranche (55 %). 

 
29 Qualitative Interviews sind eine sozialwissenschaftliche Methode. Während quantitative Ansätze das Ziel haben, möglichst repräsentative 

Forschungsergebnisse in Zahlen zu fassen und somit zu verallgemeinerbaren Aussagen zu machen, verfolgen qualitative Forschungsmethoden 

das Ziel, soziale Phänomene vertieft und differenziert zu erforschen. In Qualitativen Interviews werden die subjektiven Wirklichkeiten der Inter-

viewten dargestellt und analysiert (Misoch, 2019). 
30 Die interviewten Unternehmen weisen eine hohe Diversität in Bezug auf die Faktoren Branche, typische Frauen- respektive Männerberufe, 

Grösse (Anzahl Angestellte) sowie den Bezirk auf. Die Methodik sowie die Unternehmen, welche interviewt wurden, finden sich in der Studie 

INFRAS (2023), Kapitel A 5.2. 
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Unternehmen beteiligen sich äusserst selten direkt finanziell an der familienergänzenden Kinderbe-

treuung. Vereinzelt unterstützen sie Eltern mit einem finanziellen Beitrag (2 %), stellen selbst ein Be-

treuungsangebot bereit (1 % bis 2 %) oder kaufen bei einem externen Anbieter Plätze ein (1 %). 

7.3 Einschätzung des Engagements der öffentlichen Hand 

Wenn es um die institutionelle Kinderbetreuung geht, sehen die Unternehmen die öffentliche Hand in 

der Mitverantwortung. Je grösser das Unternehmen, umso eher begrüsst es staatliche Massnahmen. 

Die öffentliche Hand (Gemeinden, Kanton, Bund) kann die Vereinbarkeit von Familie und Beruf von 

Vorschul- und Schulkindern über verschiedene Massnahmen fördern (siehe Abbildung 8).  

Bei den staatlichen Massnahmen rangieren in der Unternehmensbefragung die flächendeckende 

Einführung von Tagesschulen, Anreize für die Schaffung von mehr Betreuungsplätzen, die Schaffung 

eines Angebots währen der Schulferien und verlängerte Öffnungszeiten auf den ersten vier Plätzen. 

Die rechtliche Verpflichtung von Unternehmen, sich an den Kosten der Kinderbetreuung zu beteili-

gen, liegt als mögliche Massnahme aus Optik der Unternehmen hingegen klar auf dem letzten Platz. 

Auch in den zur Vertiefung vom Departement Gesundheit und Soziales geführten qualitativen Inter-

views bestätigen sich die Erwartungen der Unternehmen nach Ferienbetreuung und wohnortnahen 

Schulbetreuungsangeboten. Zudem ergänzten die Unternehmen im Gespräch, dass die Betreuung 

von Kindern bei Krankheit eine weitere Herausforderung darstellt. 

Abbildung 8: Beurteilung von Massnahmen der öffentlichen Hand zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf (Mit-
telwert) 

 

N = 1’460.  

Grafik: Studie INFRAS (2023). Quelle: Unternehmensbefragung. 
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8. Volkwirtschaftlicher Nutzen der Investitionen in die familien- und schulergänzende Kinder-

betreuung  

Bei einer Reduktion der Elterntarife fallen höhere Kosten für die öffentliche Hand an. Diese zusätzli-

chen Kosten für die öffentliche Hand müssen dem volkswirtschaftlichen Nutzen gegenübergestellt 

werden. Die Reduktion der Kosten für die Eltern hat den unmittelbaren Effekt, dass die Eltern weni-

ger Steuerabzüge für die Drittbetreuungskosten geltend machen können. Wie die Ergebnisse aus 

der Elternbefragung im Kanton Aargau (Studie INFRAS [2023]) sowie verschiedene weitere Studien 

(Jacobs Foundation 2018) zeigen, wirkt sich die Reduktion der Elterntarife positiv auf die Nutzung 

der Angebote aus, was wiederum einen positiven Effekt auf die Erwerbsbeteiligung insbesondere der 

Mütter hat. Diese steigern dadurch ihr Humankapital, bezahlen mehr Steuern und Sozialausgaben 

können eingespart werden. Zudem stehen der Wirtschaft mehr Fachkräfte zur Verfügung. Laut den 

Berechnungen von BAK Economics im Auftrag der Jacobs Foundation erhöht ein Ausbau an Plätzen 

in Kindertagesstätten und Tagesfamilien das BIP langfristig um 0,5 %.  

Besonders lohnt es sich, in die Qualität der Betreuung zu investieren. Gelingt es nämlich, mit einem 

Paket von Qualitätsmassnahmen den Nutzen der familienergänzenden Betreuung für die Kinder zu 

steigern, können die positiven volkswirtschaftlichen Effekte fast verdoppelt werden (Jacobs Founda-

tion 2020). Diverse Studien zeigen: Eine hohe Qualität der Kinderbetreuung wirkt sich positiv auf die 

sprachliche, kognitive und gesundheitliche Entwicklung der Kinder aus (Schwab und Stern 2020, 

Schweizerische UNESCO-Kommission 2019). Dies kann kurz- und langfristig zu Kosteneinsparun-

gen im Bildungs- und Sozialwesen führen (Jacobs Foundation 2016, 2018, 2020). So brauchen Kin-

der, die beim Eintritt in die Primarschule die lokale Landessprache sprechen, keinen speziellen För-

derunterricht in der Schule, was zu Einsparungen im Schulbereich führt. Zudem zeigen sich langfris-

tig positive Auswirkungen qualitativ hochstehender früher Bildung, Betreuung und Erziehung in er-

folgreichen Bildungs- und Erwerbsbiographien, was sich wiederum positiv auf die berufliche und so-

ziale Integration auswirkt. 

9. Zusammenfassung der Erkenntnisse 

Das Departement Gesundheit und Soziales zieht folgende Haupterkenntnisse aus den Untersuchun-

gen:  

9.1 Erkenntnisse aus den flächendeckenden Erhebungen 

a) 576 Einrichtungen betreuen rund 16'905 Kinder im Kanton Aargau. Darunter sind 210 Kitas 

(2 % davon werden öffentlich betrieben), 252 Tagesstrukturen (46 % davon werden öffentlich be-

trieben) und 114 Tagesfamilien. Die Verteilung unterscheidet sich nach Bezirken und Gemeinden. 

Die meisten Plätze werden von Tagesstrukturen angeboten.  

b) Rund drei Viertel der befragten Tagestrukturen bieten Betreuung im Schulgelände oder auf 

dem Schulareal an. 43 % der Tagestrukturen geben in diesem Zusammenhang an, keinen regel-

mässigen Austausch mit der Schule zu haben. 

c) Der Versorgungsgrad der Kinder zwischen 0 und 12 Jahren beträgt im Kanton Aargau 

10 %. Somit liegt der Versorgungsgrad im Kanton Aargau unter dem schweizerischen Durch-

schnitt von 18 %. Die Unterschiede zwischen Bezirken und Gemeinden im Kanton Aargau sind 

gross.  

d) Die Betreuungsquote liegt im Kanton Aargau bei 17,5%. Der Anteil familien- oder schulergän-

zend betreuter Kinder ist somit ähnlich wie in den Kantonen Solothurn, St. Gallen und Thurgau, 

liegt jedoch deutlich tiefer als in den Kantonen Basel-Landschaft, Zug und Zürich. Auch bei der 

Betreuungsquote sind die Unterschiede zwischen den Bezirken und Gemeinden gross.  

e) Die Gesamtkosten der familien- und schulergänzenden Kinderbetreuung im Kanton Aargau 

werden auf 169 Millionen Franken geschätzt. Die Eltern tragen den Grossteil dieser Kosten. 
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Die Gemeinden beteiligen sich mit geschätzten 23,8 Millionen Franken daran. Der Kanton betei-

ligt sich nicht. Dementsprechend tragen die Eltern 86 % der Kinderbetreuungskosten im Kanton 

Aargau. Damit ist die finanzielle Belastung der Eltern im Kanton Aargau auch im interkantonalen 

Vergleich hoch. Die finanzielle Belastung bei mittlerem Einkommen ist am höchsten. Dies zeigt 

sich am Fakt, dass bei einem Erwerbspensum von 140 % und einer Betreuungsmenge von zwei 

Tagen für zwei Kinder die Haushalte 39 % bis 53 % des zusätzlichen Einkommens direkt für die 

Betreuung ausgeben.  

f) Der Finanzierungsgrad liegt im Kanton Aargau bei Fr. 247.– pro wohnhaftes Kind. Damit 

zählt der Kanton Aargau zusammen mit den Kantonen Solothurn und Schwyz zu den Kantonen 

mit dem tiefsten Finanzierungsgrad. Der Finanzierungsgrad unterscheidet sich jedoch stark zwi-

schen den Gemeinden: Neun Gemeinden weisen Fr. 0.– pro wohnhaftes Kind aus, während zwei 

Gemeinden über Fr. 1'000.– ausweisen.  

g) Eine Minderheit der Gemeinden erfüllen ihre gesetzlichen Aufträge im Bereich der Bewilli-

gung und Aufsicht nicht. 2 % (N=2) der Gemeinden mit mindestens einer Kita, 3 % (N=5) der 

Gemeinden mit mindestens einer Tagesstruktur und 3 % (N=3) der Gemeinden mit mindestens 

einer Tagesfamilie geben an, keinen Prozess für die Bewilligung beziehungsweise die Meldung 

einer Institution festgelegt zu haben. Im Bereich der Aufsicht, die regelmässig durchgeführt wer-

den muss (Art. 19 und 13 PAVO), zeigt sich ein ähnliches Bild. Auch die Periodizität wird nicht 

von allen Gemeinden eingehalten.   

h) Der Gemeinderat, die JEFB/JFB/JFEB oder der (regionale) Sozialdienst sind am häufigsten 

zuständig für den Bewilligungsprozess beziehungsweise die Meldepflicht. Bei der Aufsicht 

ist das Bild heterogener: der Gemeinderat ist neben den KESD und der JEFB/JFB/JFEB ein 

wichtiger Akteur bei der Aufsicht der Angebote. Bei der Bewilligung der Tagesstrukturen ist 

am häufigsten der Gemeinderat selbst (39 %) zuständig. Bei den Kitas ist fast gleich häufig die 

JEFB/JFB/JFEB (28 %) und der Gemeinderat selbst (27 %) zuständig für die Bewilligung und für 

die Meldepflicht der Tagesfamilien ist es am häufigsten die JEFB/JFB/JFEB (28 %). Die Aufsicht 

wird in 35 % der befragten Tagesstrukturen durch den Gemeinderat selbst vorgenommen, in 

21 % der Fälle übernimmt die Aufsicht der KESD. Bei Kitas ist die JEFB/JFB/JFEB am häufigsten 

in die Aufsicht involviert (27 %). Der Gemeinderat nimmt in 21 % der Fälle die Aufsicht in Kitas 

selbst wahr. Bei der Aufsicht der Tagesfamilien ist der KESD mit 30 % am häufigsten zuständig 

für die Aufsicht, gefolgt vom regionalen Sozialdienst (22 %) und dem Gemeinderat selbst (19 %). 

i) Es bestehen grosse Unterschiede in der Umsetzung des Aufsichtsauftrags der Gemeinden. 

In Kitas ist der Rhythmus nur selten nicht definiert (N=7). In 86 Gemeinden werden Kitas alle zwei 

Jahre oder noch häufiger beaufsichtigt. In Tagesstrukturen ist die Häufigkeit der Aufsicht bei fast 

einem Drittel der Gemeinden gar nicht festgelegt (N=51), in deutlich mehr Gemeinden wird die 

Aufsicht alle zwei Jahre oder häufiger durchgeführt (N=98). Bei den Tagesfamilien ist der Rhyth-

mus der Aufsicht in 16 % der Gemeinden (N=20) nicht festgelegt. In den anderen Gemeinden 

(N=101) werden die Tagesfamilien jährlich oder weniger als einmal pro Jahr beaufsichtigt, in kei-

ner Gemeinde findet mehr als einmal pro Jahr eine Aufsicht statt.  

j) Um den Bedarf zu eruieren, führen knapp zwei Drittel der Gemeinden eine Bedarfserhe-

bung durch. Die Regelmässigkeit der Bedarfserhebung ist sehr unterschiedlich. Zwei Drittel 

der Gemeinden haben bisher eine Bedarfserhebung (§ 2 KiBeG) durchgeführt. 34 % erheben den 

Bedarf regelmässig. Die restlichen 66 % erheben den Bedarf nicht regelmässig. 30 % der Ge-

meinden haben die letzte Erhebung vor oder im Jahr 2018 durchgeführt. 16 % der Gemeinden 

haben den Bedarf im Jahr 2019 oder 2020 erhoben, 33 % der Gemeinden haben ihn im Jahr 

2021 erhoben und 19 % im Jahr 2022. 

k) Diverse Gemeinden beziehen sich bei den Qualitätsstandards auf die PAVO. Bei der Festle-

gung von Qualitätsstandards verweisen die Gemeinden am häufigsten auf die PAVO. Dies ist bei 

27 % der Gemeinden für Kitas, bei 30 % der Gemeinden für Tagesstrukturen und bei rund 40 % 

der Gemeinden für Tagesfamilien der Fall. Die PAVO bietet jedoch keine konkreten Qualitätsvor-

gaben und hält nur allgemeine Grundsätze zum Kindswohl fest und macht keinerlei Vorgaben 

zum Betreuungsschlüssel, zur Qualifikation des Personals oder zu notwendigen Konzepten.  
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l) 52 % des Personals in Kinderbetreuungsinstitutionen ist pädagogisch geschult. Dies ent-

spricht den Vorgaben, welche die Beispielgemeinden definiert haben, wenn sie konkrete Quali-

tätskriterien festgelegt haben. Die SODK/EDK empfehlen, dass 60 % bis 80 % des Betreuungs-

personals pädagogisch ausgebildet ist. 

m) Neun von zehn Kitas und eine von drei Tagesstrukturen bieten Praktikumsplätze an. 31 % 

der Strukturen geben an, die Praktikantinnen und Praktikanten immer weiter zu beschäftigen. 

52 % geben an, dies in drei Viertel der Fälle zu tun. 5 % der Institutionen geben an, keine Lehr-

stelle anzubieten. Der Medianlohn (Bruttojahreslohn) liegt für Praktikantinnen und Praktikanten 

kantonsweit bei Fr. 10'500.–. Dieser Medianlohn liegt im Rahmen der Empfehlungen der TPK 

Kanton Aargau.   

n) Die Mehrheit der Betreuungseinrichtungen verfügen über kein pädagogisches Konzept. 

Nur rund 60 % der Kitas im Kanton Aargau haben ein pädagogisches Konzept und nur jede 

zehnte Kita verfügt über ein spezifisches Sprachförderkonzept. Bei den Tagesstrukturen verfügt 

nur eine von fünf Einrichtungen über ein pädagogisches Konzept. 

o) Die finanzielle Situation der Tagesstrukturen ist schwieriger als die der Kitas. Während 

28 % der Kitas angeben, einen Gewinn zu erwirtschaften, sind es 13 % der Tagesstrukturen. Wo-

bei in beiden Bereichen 30 % der Institutionen angeben, ein Defizit auszuweisen. Bei den Kitas 

hängt das Betriebsergebnis von der Grösse ab. Im Fall eines Verlusts erhalten 3 % der privaten 

Kitas und 28 % der privaten Tagesstrukturen von der Gemeinde eine Defizitgarantie. 

p) Trotz geografischer Nähe zur Schule besteht keine regelmässige Zusammenarbeit zwi-

schen Tagesstrukturen und Schule. Rund drei Viertel der befragten Tagestrukturen bieten Be-

treuung im Schulgelände oder auf dem Schulareal an. Trotzdem geben 43 % der Tagestrukturen 

an, keinen regelmässigen Austausch mit der Schule zu haben. 

q) Für 50 % der Unternehmen ist das Thema Vereinbarkeit von Familie und Beruf heute wich-

tig. Dabei gehen 64 % der befragten Unternehmen davon aus, dass das Thema in den nächsten 

zehn Jahren an Wichtigkeit gewinnen wird. Die Unternehmen rücken in der Beantwortung insbe-

sondere den Fachkräftemangel ins Zentrum der Argumentation.  

r) Acht von zehn Unternehmen unterstützen ihre Mitarbeitenden bei der Vereinbarkeit von Fa-

milie und Beruf. Gängige Massnahmen zur Vereinbarkeit sind Teilzeitarbeit, Jobsharing, Home-

Office und die Möglichkeit der Reduktion des Vollpensums auf 40 Stunden pro Woche. Dabei sind 

Unterschiede zwischen den Sektoren und der Grösse der Unternehmen festzustellen. Es ist äus-

serst selten, dass sich Unternehmen direkt finanziell an der familienergänzenden Kinderbetreu-

ung beteiligen. 

9.2 Erkenntnisse aus den Fallstudiengemeinden 

a) 67 % der befragten Familien nutzen eine informelle Form der Kinderbetreuung. Für viele Fa-

milien in den elf untersuchten Gemeinden ist die Betreuung durch das private Umfeld wichtig. Mit 

Abstand am wichtigsten sind im privaten Umfeld Grosseltern oder weitere Verwandte. Sowohl die 

Betreuung durch Nachbarn als auch die Betreuung durch Nanny oder einem Au-pair spielen da-

bei eine untergeordnete Rolle. Institutionelle Kinderbetreuung nutzen vor allem Familien mit sehr 

tiefem Einkommen oder solche mit höherem Einkommen. 

b) Bei sechs von zehn Familien hatte die nicht sichergestellte Betreuung in den letzten fünf 

Jahren einen Einfluss auf ihr Erwerbsleben. 36 % der Beantwortenden geben an, ihre Arbeits-

pensen gesenkt zu haben, während 28 % auf eine Erhöhung oder die Aufnahme einer Erwerbsar-

beit verzichteten.  

c) Der ungedeckte Bedarf bei (Nicht-)Nutzenden liegt durchschnittlich bei 27 %. Laut Elternbe-

fragung wünscht rund jede achte Familie, die bereits institutionellen Betreuung nutzt, zusätzliche 

Betreuung für ihr Kind (13 %). Auch 27 % der Familien, die zurzeit keine Betreuung nutzen, ge-

ben an, in absehbarer Zeit eine institutionelle Betreuung nutzen zu wollen. Diese Familien würden 

also bereits unter den gegebenen Rahmenbedingungen mehr Betreuung nutzen.  
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d) Eltern würden auf veränderte Rahmenbedingungen der familien- und schulergänzenden 

Kinderbetreuung mit einer höheren Nachfrage reagieren. Bei veränderten Rahmbedingungen 

der familien- und schulergänzenden Kinderbetreuung würden mehr Familien eine institutionelle 

Betreuung nachfragen. Den grössten Einfluss hätten dabei günstigere Elterntarife: sechs von 

zehn Nutzenden und vier von zehn Nicht-Nutzenden würden mehr Betreuung respektive über-

haupt Betreuung nutzen, wenn der Preis gesenkt würde. Doch auch das Vorhandensein eines 

Schulferienangebots, flexiblere Betreuungszeiten oder eine bessere Qualität würden die Nach-

frage der Familien erhöhen. 

e) Die Professionalität der Bewilligungs- und Aufsichtsprozesse ist in den Gemeinden sehr 

unterschiedlich. Während einige Gemeinde ein informelles Gespräch mit der Institutionsleitung 

als Aufsicht betrachten, werden in anderen Gemeinden konkrete Qualitätsstandards geprüft und 

professionell begutachtet. Die Unterschiede wirken sich direkt auf die Qualität der Kinderbetreu-

ung und dementsprechend auf das Kindeswohl aus.  

f) Bei den Subventionsmodellen kommt es zu Schwelleneffekten und die Hürden für den Be-

zug von Subventionen sind in der Tendenz hoch. Alle der elf untersuchten Gemeinden ver-

wenden das steuerbare Einkommen als Grundlage für die Berechnung der Subventionen, aber es 

gibt grosse Unterschiede bei der Berechnung des "massgebenden Einkommens" (Studie INFRAS 

[2023]). Weiter wird in allen Systemen eine Einkommensschwelle definiert, ab der die Haushalte 

keinen Anspruch auf Subventionen mehr haben, wobei es in neun Gemeinden zu Schwelleneffek-

ten kommt. Die Finanzierungs- und Tarifmodelle der elf untersuchten Gemeinden weisen in der 

Tendenz hohe Hürden auf für den Bezug von Subventionen. Das Prozedere für den Nachweis 

des Subventionsanspruchs ist meist aufwendig ausgestaltet, sowohl für die Eltern als auch für die 

Gemeindebehörden. 

10. Handlungsfelder 

Aufgrund der Ergebnisse aus der Studie INFRAS (2023) sowie den Zusatzuntersuchungen DGS 

(2023) identifiziert das Departement Gesundheit und Soziales für den Bereich der familien- und 

schulergänzenden Kinderbetreuung drei Handlungsfelder. Die Handlungsfelder betreffen alle im 

Rahmen der Studie INFRAS (2023) befragten Angebote, das heisst Kindertagesstätten, modulare 

Tagesstrukturen, Mittagstische, Tagesschulen und Tagesfamilienorganisationen.31 Die familien- und 

schulergänzende Kinderbetreuung ist eine Verbundaufgabe zwischen Gesellschaft, Wirtschaft und 

Staat. Wie in der Studie INFRAS (2023) und den Zusatzuntersuchungen DGS (2023) verdeutlicht, 

engagiert sich die Wirtschaft im Bereich der Vereinbarkeit mit diversen Massnahmen. Die Familien 

(Eltern, Grosseltern und Verwandte) sind die wichtigsten Akteure bei der Betreuung der Kinder. Sie 

übernehmen auch den grössten Anteil an der Finanzierung der familien- und schulergänzenden Kin-

derbetreuung. Die folgenden Handlungsfelder betreffen das staatliche Engagement bei der familien- 

und schulergänzenden Kinderbetreuung.  

10.1 Bedarfsgerechtes Angebot 

Ein bedarfsgerechtes Angebot entspricht dem effektiven Bedarf der Familien in der Gemeinde 

und/oder der Region: 

Aktuelle Situation: Die Initialstudie zeigt, dass das Angebot an Kinderbetreuungsangeboten zwi-

schen den Bezirken und den Gemeinden stark variiert. Diese Unterschiede können nicht alle über 

den unterschiedlichen Bedarf und die lokale Situation erklärt werden. Zudem zeigt die Elternumfrage, 

dass in den elf Fallgemeinden eine Mehrheit der Eltern ihr Erwerbspensum eher den Kinderbetreu-

ungsangeboten anpassen als dem wirtschaftlichen Bedarf ihres Arbeitsgebers oder ihren eigenen 

 
31 In der Erhebung nicht berücksichtigt hat INFRAS aus Gründen des fehlenden Zugangs freischaffende Tagesfamilien, Nannys und Au-pairs. 

Weitere Informationen zum methodischen Vorgehen der flächendeckenden Erhebung bei den Trägerschaften siehe Studie INFRAS (2023), 

Kapitel A3.1. 
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Möglichkeiten. Zudem fehlt oft eine aktuelle Bedarfserhebung, respektive eine Angebotsplanung für 

die Zukunft. 

Ziel: Sicherstellung der bedarfsgerechten Versorgung und der Angebotsplanung. 

Schnittstellen zu Vorstössen des Grossen Rats: 

• (21.107) Postulat betreffend Revision KiBeG: Einheitliche Regelung von Angebot, Finanzierung 

und Qualität, Gleichbehandlung Eltern und Kinder, Reduktion Kosten für Gemeinden 

• (22.166) Postulat betreffend Anpassung des KiBeG zwecks dreigliedriger Finanzierung: Reduk-

tion administrativer Aufwand für Gemeinden 

10.2 Finanzierung 

Die Finanzierung der familien- und schulergänzenden Kinderbetreuung entlastet die Familien und 

setzt dementsprechend Erwerbsanreize. 

Aktuelle Situation: Im Kanton Aargau tragen die Eltern den mit Abstand grössten Teil der Kosten 

der familien- und schulergänzenden Kinderbetreuung. Dieser Anteil ist höher als in diversen Ver-

gleichskantonen und die Erwerbsanreize sind im Kanton Aargau dementsprechend klein oder nega-

tiv. Die Elternumfrage zeigt, dass die Senkung des Elterntarifs die effektivste Massnahme ist, um Er-

ziehungsberechtigte zu motivieren, mehr Betreuung in Anspruch zu nehmen und ihr Erwerbspensum 

zu erhöhen. 

Ziel: Finanzierung, die Erwerbsanreize setzt. 

Schnittstellen zu Vorstössen des Grossen Rats: 

• (21.107) Postulat betreffend Revision des KiBeG: Einheitliche Regelung von Angebot, Finanzie-

rung und Qualität, Gleichbehandlung Eltern und Kinder, Reduktion Kosten für Gemeinden 

• (22.166) Postulat betreffend Anpassung des KiBeG zwecks dreigliedriger Finanzierung: Dreiglied-

rige Finanzierung (Kanton/Gemeinden/Eltern), Normkosten, Reduktion administrativer Aufwand 

für Gemeinden  

10.3 Qualität 

Die Qualität der Angebote im Bereich der Kinderbetreuung hat einen direkten Einfluss auf die Sicher-

heit der Kinder sowie das Kindeswohl. Eine hohe Qualität der Angebote bietet wichtige Rahmenbe-

dingungen für eine optimale Entwicklung der Kinder (zum Beispiel alltagsintegrierte Frühe Sprachför-

derung, Förderung der Sozialkompetenzen usw.) 

Aktuelle Situation: Die Gemeinden sind für die Festlegung von Qualitätsstandards sowie für die Be-

willigung und die Aufsicht von Kinderbetreuungsinstitutionen und Tagesfamilien zuständig. Einige 

Gemeinde erfüllen diesen Auftrag nicht oder eher rudimentär. Die Qualitätsstandards für die Über-

prüfungen sind zum Teil nicht messbar und somit nur schwierig überprüfbar. Der Grad der Professio-

nalität der Qualitätsüberprüfungen ist sehr unterschiedlich. Dementsprechend ungewiss ist die Si-

cherstellung des Kindeswohl in Kinderbetreuungseinrichtungen von rund 60 Aargauer Gemeinden. 

Ziel: Umsetzung von Qualitätsstandards, die das Kindeswohl sichern. 

Schnittstellen zu Vorstössen des Grossen Rats: 

• (21.107) Postulat betreffend Revision des KiBeG: Einheitliche Regelung von Angebot, Finanzie-

rung und Qualität, Gleichbehandlung Eltern und Kinder, Reduktion Kosten für Gemeinden 

• (21.110) Postulat betreffend Regelung für Praktika: Verbindliche Regelung für Praktika in Kitas 

Fokus auf Lohn und Weiterbeschäftigung der Praktikantinnen und Praktikanten sowie Qualitätssi-

cherung der Betreuung  
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• (22.166) Postulat betreffend Anpassung des KiBeG zwecks dreigliedriger Finanzierung: Normkos-

ten, Reduktion administrativer Aufwand für Gemeinden, Praktika nur noch mit Anschluss Lehr-

stelle (Regulierungsmöglichkeiten von Praktika sind nicht unabhängig von den Vorgaben zur Qua-

lität. Zum Beispiel kann über den Betreuungsschlüssel auch die Situation von Praktikanten 

beeinflusst werden.).  
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